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Kurzfassung 
Da durch die fortschreitende Urbanisierung bestehende Regen- und Mischwasserka-
nalisationen bei Starkregenereignissen zunehmend überlastet werden, kann das 
Niederschlagswasser nicht mehr über das bestehende Entwässerungssystem abge-
leitet werden. Die Oberflächenabflüsse, die sich in der Folge bilden, können schließ-
lich zu urbanen Überflutungen führen.  

Im Rahmen dieser Masterarbeit werden die Möglichkeiten des urbanen Hochwasser-
schutzes für das von Überflutungen betroffene Grazer Stadtgebiet „Glesingerstraße“ 
beispielhaft aufgezeigt. 

Zu Beginn dieser Arbeit werden die rechtlichen Rahmenbedingungen bezüglich 
Hochwasserschutzmaßnahmen sowie Strategien für deren Umsetzung erläutert.  

Mittels Bürgerbefragung wurde das tatsächliche Schadensausmaß und die Ursachen 
der vorangegangenen Überflutungen im Untersuchungsgebiet erhoben. Darauf ba-
sierend wurden mögliche Überflutungsschutzmaßnahmen für das Untersuchungsge-
biet vorgeschlagen sowie die Bereitschaft der Bewohner zu Selbstschutzmaßnahmen 
ermittelt.  

Aus den gewonnenen Erkenntnissen ist die Schlussfolgerung zu ziehen, dass jeder 
Einzelne aber auch die Kommune mit ihren behördlichen Einrichtungen (Raumpla-
nung, Stadtentwicklung, Abwasser- und Straßenplanung) den Hochwasserschutz 
zum gemeinsamen Ziel erklären sollten, um bestehende sowie neu zu erschließende 
Siedlungsgebiete bestmöglich vor urbanen Überflutungen zu schützen.  
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Abstract 

Since the proceeding urbanization storm water and combined wastewater sewers are 
overloaded increasingly because of heavy rain events, the rain water cannot be dis-
charged via the existing drainage system. The surface runoffs can eventually lead to 
urban flooding. 

As part of this master thesis, the possibilities of urban flood protection are exemplary 
demonstrated by the city of Graz - "Glesingerstraße", which is affected by flooding.  

At the beginning of this work, the regulatory framework will be explained with terms 
about flood protection measures and strategies for their implementation. 

By means of the questionnaire it has been tried to determine the actual extent of 
damage and the reasons of previous floods. In this case the best flood protection 
measures for the study area have been determined and the willingness of residents 
to self-protection measures has been elicited. 

The conclusion is that every individual but also the community with their governmen-
tal agencies (regional planning, urban development, sewer and road design) should 
commonly try to protect existing and newly settlement areas against urban flooding.  
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1 Veranlassung und Zielsetzung 
Auf dem Gebiet des urbanen Überflutungsschutzes für Siedlungsgebiete liegen nur 
wenige wissenschaftliche Untersuchungen vor. Da jedoch die Urbanisierung unauf-
hörlich weiter fortschreitet und damit auch der Hochwasserschutz in Siedlungsgebie-
ten immer wichtiger wird, wurde dieses Thema in dieser vorliegenden Arbeit aufge-
griffen. Durch die fortschreitende Urbanisierung kommt es zu einer Versiegelung der 
Flächen, die vormals als Retentionsraum bzw. als Versickerungsflächen für Oberflä-
chenwässer dienten. Starkniederschlagsereignisse können sich aufgrund des Feh-
lens von versickerungsfähigen Untergründen zu urbanen Sturzfluten (pluvial floods) 
entwickeln.  

Durch die prognostizierte Klimaveränderung werden in Zukunft vermehrt Starkregen-
ereignisse erwartet und es wird nach einer Lösung für die kommunale Frage nach 
dem richtigen Umgang mit diesem schutz- und siedlungswasserwirtschaftlichen 
Problem gesucht. In urbanen Gebieten können die Schadenssummen ein beträchtli-
ches Ausmaß erreichen, aber auch die Gefährdung von Menschen, der Umwelt und 
Kulturgütern ist nicht zu unterschätzen.  

Aufgrund der engen Vernetzung der Infrastruktureinrichtungen in städtischen Gebie-
ten ist eine koordinierte Zusammenarbeit der Schutzwasserwirtschaft mit der örtli-
chen Raumplanung, Stadtentwicklung, Abwasser- sowie Straßenplanung von großer 
Bedeutung. Hierbei sollte das vorrangige Ziel sein, die Oberflächenwässer in der 
Fläche zurückzuhalten oder diese über Bäche und das Entwässerungsnetz zielge-
richtet abzuführen. 

Hochwasserschutzverbauungen sind oft großzügig angelegte Sicherungsmaßnah-
men, die im beengten städtischen Raum nicht auf diese Weise umsetzbar sind. Im 
Rahmen dieser Arbeit sollen beispielhaft für ein von urbanen Überflutungen betroffe-
nes Gebiet Handlungsempfehlungen erarbeitet werden, um in weiterer Folge für ähn-
liche Gebiete Maßnahmen ableiten zu können.  

Auf Basis einer eingehenden Literaturrecherche werden die generellen Möglichkeiten 
eines urbanen Überflutungsschutzes aufgezeigt.  

Vorab werden die rechtlichen Grundlagen und die daraus erforderlichen Schritte er-
örtert. Es werden vor allem die Wasserrahmenrichtlinie, Gesetzestexte, aber auch 
die Europäische Richtlinie zur Bewertung und zum Management von Hochwasserri-
siken, die EN 752 für Entwässerungssysteme außerhalb von Gebäuden und die 
Richtlinien des Österreichischen Wasser- und Abfallwirtschaftsverbandes (Regelblatt 
9, 11 und 35) erläutert. 

Auf diesem Kapitel aufbauend wird dann auf die Strategie des integrierten Hochwas-
serschutzes eingegangen und speziell für den Schutz von Siedlungen Hochwasser-
schutzmaßnahmen am Gebäude beschrieben. Hierbei bedeutet das Wort Strategie 
eine Festlegung der Wichtigkeit der zu schützenden Personen und Objekte, sowie 
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das Abwägen der geeigneten Maßnahmen für den Hochwasserschutz und des mo-
netären Aufwandes.  

Im letzten Kapitel dieser Arbeit soll der Prozess zur Beschaffung der Gebäudedaten 
der Glesingerstraße dargestellt werden. Hierbei wird ein besonderes Augenmerk auf 
die Erstellung des Fragebogens und die anschließende Ursachenanalyse gerichtet 
sein. Die Anrainerbefragung dient dem Zweck, die Problempunkte im Siedlungsge-
biet der Glesingerstraße erkennen zu können.  

Abschließend wird auf Basis der erhaltenen Daten aus der Befragung eine Bewer-
tung der Ist-Situation im Projektgebiet der Glesingerstraße durchgeführt. Als Zielset-
zung der Studie werden erste Vorschläge zur Verbesserung der derzeitigen Situation 
erarbeitet. 

In weiterführenden Projekten soll schlussendlich ein Handbuch mit schutz- und sied-
lungswasserwirtschaftlichen Empfehlungen zum Überflutungsschutz urbaner Ein-
zugsgebiete mit Einbeziehung von rechtlichen, soziologischen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Aspekten, publiziert werden. 
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2 Grundlagen 

2.1 Entstehung von Hochwasser 

Durch Regen und Schnee bildet sich das natürliche Abflussgeschehen unserer 
Landschaft. Hierbei wird ein Teil des Niederschlages im Boden gespeichert und rei-
chert das Grundwasser an. Der verbleibende Teil des Wassers fließt in unsere Ge-
wässer. Ein Hochwasser lässt sich als Teil des natürlichen Wasserkreislaufs, verur-
sacht durch außergewöhnlich große Niederschläge, als zeitlich und räumlich be-
grenzter Prozess, beschreiben (Wilcke, 2009).  

Abbildung 1: Abflussbildung (Brandstetter et al., 2010) 

Laut der Broschüre „Die Kraft des Wassers“ (Stiefelmeyer et al., 2007) entsteht 
Hochwasser dann, wenn ein Niederschlagsereignis in Dauer und/oder Intensität ein 
normales Ereignis übertrifft, Schneeschmelze eintritt, oder sogar beides gemeinsam 
auftritt. Erreicht das Hochwasser in diesem Fall einen Spitzenwert im Bezug auf sei-
ne Höhe, so spricht man von einer Hochwasserwelle. Die Dauer eines Hochwassers 
wird mit dem Anstieg der Wasserhöhe vom Basisabfluss bis zur Rückkehr zur Basis-
abflusshöhe berechnet. 

Da das Grundwasser in direktem Kontakt mit dem Niederschlagsereignis steht, kann 
es zu einem Grundwasserhochstand führen. Dies ist besonders dann relevant, wenn 
das Grundwasser Gebäudeteile erreicht oder gar übersteigt. 

Laut Reese (2011) wurde in den Jahren von 1981 bis 2000 der Maximalpegel euro-
päischer Flüsse doppelt so oft erreicht als im Zeitraum von 1961 bis 1980. Durch die 
Erderwärmung ergibt sich ein höherer Wärme- und Energiegehalt der Atmosphäre 
sowie ein höherer Feuchtetransport (Schmitt und Worreschk, 2011). Das Resultat 



2 Grundlagen 

Seite 4 

aus dem höheren Energiepotential und den größeren Temperaturunterschieden von 
Warm- und Kaltluftfronten führt zu heftigeren Gewittern und Starkniederschlägen. Ein 
Klimawandel ist insofern zu erwarten, als dass eine Umverteilung der Jahresnieder-
schläge auf die Wintermonate stattfindet (Reese, 2011). Die Schneemenge wird sich 
jedoch verringern und gleichzeitig ist eine anhaltende Gletscherschmelze zu befürch-
ten. Darüber hinaus ist in Zukunft verstärkt mit extremen Niederschlagsereignissen 
zu rechnen.  

Die Gefahr von Hochwasser wird einerseits durch die Verkleinerung natürlicher 
Überschwemmungsgebiete (z.B. durch Siedlungsaktivitäten und Uferbegradigungen) 
verstärkt und andererseits die Speicherfähigkeit der Fläche durch die fortschreitende 
Versiegelung und Verdichtung des Bodens verringert (Reese, 2011). Die Urbanisie-
rung hat in den letzten Jahren stark zugenommen und ist sicherlich mitverantwortlich 
für das geänderte Abflussgeschehen. Eine versiegelte Fläche bewirkt die Entstehung 
erhöhter Oberflächenabflüsse und reduziert aber gleichzeitig die Grundwasserneu-
bildung sowie die Verdunstung (Wilcke, 2009).  

2.2 Hochwasserarten 

Laut der Hochwasserfibel des deutschen Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (Ruiz et al., 2010) lassen sich Hochwässer nach der Art der Ent-
stehung in Starkniederschläge, Hochwasser in Flüssen, Kanalrückstau und Grund-
wasseranstieg, sowie Eisgang und Sturmflut unterteilen.  

Sehr oft treten Starkniederschläge lokal begrenzt auf und sind besonders durch ei-
nen raschen Anstieg der abzuführenden Wassermenge gekennzeichnet. Eine punkt-
genaue Vorhersage solcher Wetterereignisse ist nur schwer bis gar nicht möglich. Es 
gibt nur allgemeine Unwetterwarnungen (oftmals von Versicherungen), die häufig 
sehr kurzfristig ausgerufen werden. Die verbleibende Zeit reicht dann meist nicht 
aus, um Hochwasserschutzmaßnahmen zu aktivieren, wodurch die Vorsorge durch 
den Einsatz baulicher Schutzmaßnahmen am Gebäude umso wichtiger erscheinen 
lassen. 

Ein Hochwasser in Flüssen entsteht bei anhaltenden Niederschlägen und betrifft ein 
großes Einzugsgebiet (Ruiz et al., 2010). Hierbei ist die Zeitspanne, um rasche 
Hilfsmaßnahmen (wie Sandsackdämme,…) einzuleiten, etwas länger. Ein weiteres 
Problem bei Hochwässern sind Verklausungen, die durch das Mitführen von Totholz 
(Baumstämme, Äste,…) in Flüssen entstehen können. Diese können sich an 
Engstellen verkeilen und so den freien Wassergang behindern oder sogar aufstauen. 
Besonders durch die Begradigungen der Flussläufe können kleinere Gewässer die 
Abflussfrachten nicht mehr aufnehmen. In Siedlungsgebieten, in denen der nötige 
Retentionsraum bereits verbaut wurde, steigt der Wasserspiegel oft so hoch, dass 
angrenzende Grundstücke überflutet werden. Die Überflutung basierend auf einem 
Flusshochwasser wird als „fluvial flooding“ bezeichnet.  
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Durch Starkniederschläge können sogenannte „Schlafende Gewässer“ zu reißenden 
Fluten werden. Unter diesem Begriff versteht man ausgetrocknete Bäche, Gräben 
oder Teiche sowie Seitenarme von Flüssen (Schmitt und Worreschk, 2011). Diese 
nur zeitweise wasserführenden Gewässer können einen erheblichen Schaden verur-
sachen, wenn das künstlich geschaffene Bachbett, hergestellt z.B. durch Verrohrun-
gen, die Abflussmenge nicht mehr aufnehmen kann.  

Tabelle 1: Unterschied urbane Sturzflut zu einem Flusshochwasser (Schmitt und Worreschk,  2011) 

Urbane Sturzflut Flusshochwasser 

kurze, lokal begrenzte Niederschlagsereig-
nisse 

lang andauernde, räumlich ausgedehnte 
Niederschlagsereignisse, Schneeschmelze 

hohe Niederschlagsintensitäten ergiebige Niederschläge 
kleine Einzugsgebiete mittlere bis große Einzugsgebiete 

schnelle Reaktionszeiten mittlere bis lange Reaktionszeiten 

Geländeabfluss, kleine Gewässer mittlere bis große Gewässer 
 

Ein Starkregenereignis kann aufgrund von topografischen Gegebenheiten und der 
Nutzung des Einzugsgebietes sowie der Versickerungsleistung des Bodens zu einer 
Sturzflut führen. Das Geschehen ist meist nur auf ein kleines Einzugsgebiet begrenzt 
und ist auf Überschwemmungen durch Geländeabflüsse und ausufernde Bäche zu-
rückzuführen. Das Gefälle des Geländes trägt wesentlich zum Ausmaß einer Sturz-
flut bei und ist besonders bei Übergängen vom Hang- zum Flachland besonders 
ausgeprägt. Sturzfluten können im Flachland zu einer Überlastung der Grundstücks-
entwässerung, zu einem Kanalüberstau und zu einer Ausuferung kleinerer Gewässer 
führen (Schmitt und Worreschk, 2011). Der Unterschied einer Sturzflut zu einem 
Flusshochwasser besteht in der kurzen Dauer und dem plötzlichen Auftreten einer 
Sturzflut, die oftmals große Schäden verursachen kann. Die Entstehung einer Sturz-
flut hängt von der hydraulischen Leistungsfähigkeit des Entwässerungssystems und 
den Fließwegen wie Straßen und Wege ab (Schmitt und Worreschk, 2011).  

Kritische Bereiche bei Starkregenereignissen sind Geländetiefpunkte, in denen sich 
das Wasser sammeln kann. Aber auch Gebäudeeingänge auf Straßenniveau, Kel-
lerabfahrten und Abgänge, die unter dem Straßenniveau liegen, können zu einem 
Wassereintritt führen.  

Durch die Urbanisierung vieler Gebiete und der damit verbundenen Versiegelung der 
Flächen und der hydraulischen Überlastung des Kanalnetzes treten vermehrt urbane 
Sturzfluten auf. Diese Überflutungen nennt man auch „pluvial flooding“. Reicht der 
Überstau bis zur Geländehöhe, kann das Niederschlagswasser nicht mehr in die Ka-
nalisation abgeleitet werden und verbleibt an der Oberfläche. Dies kann zu Über-
schwemmungen auf öffentlichen Bereichen und Privatgrundstücken führen. Die to-
pographische Lage ist bei der Auslegung und Planung von Rückhaltemaßnahmen 
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aber auch für die Dimensionierung von Entwässerungssystemen unbedingt zu be-
rücksichtigen.  

 
Abbildung 2: Urbane Sturzflut  

(http://www.nzz.ch/aktuell/panorama/tropensturm-isaac-duerre-opfer-hoffen-auf-sturm-auslaeufer-
1.17554511) 

Ein Grundwasseranstieg ist auf lang anhaltende Regenfälle zurückzuführen und tritt 
meist in Kombination mit einem Flusshochwasser auf. Diese Art des Hochwassers 
kann zu Schäden im Kellergeschoß durch fehlende Gebäudeabdichtungen führen. 
Zusätzlich kann die Standsicherheit des Gebäudes, aufgrund des Auftriebs des an-
stauenden Grundwassers, gefährdet werden.  

Eine in unseren Breitengraden eher unübliche Hochwasserart ist die Sturmflut. Eine 
Sturmflut entsteht bei starken Winden an der Nordsee, wobei der mittlere Tidehoch-
wasserstand um mindestens 1,50 m überschritten werden muss (Ruiz et al., 2010).  

2.3 Hochwasserschutzmaßnahmen 

Das Ziel des Hochwasserschutzes ist, das menschliche Leben und dessen Wirt-
schaftsraum vor Naturgefahr zu bewahren. Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, 
diesem Grundsatz gerecht zu werden. Einerseits gibt es passive Hochwasser-
schutzmaßnahmen wie die Renaturierung der Flussläufe oder den Wasserrückhalt in 
der Fläche, andererseits sind technische Hochwasserschutzbauten wie Dämme und 
Rückhaltebecken zum Schutz von Siedlungsgebieten zu errichten.  

Beim passiven Hochwasserschutz steht die Schutzwirkung von Bauten an sich nicht 
im Vordergrund. Ein wesentliches Augenmerk richtet sich auf die natürliche Abfluss-
dynamik eines Hochwassers. Durch eine Renaturierung des Flusslaufs und durch die 
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Schaffung von natürlichen Überflutungsflächen soll die Abflussspitze eines Hoch-
wassers gemindert werden. Die dafür notwendigen Flächen dürfen nur eine unterge-
ordnete Nutzung aufweisen, um das mögliche Schadenspotential so gering wie mög-
lich zu halten. Der Flusslauf sollte mäandrierend und mit einem geringen Gefälle 
ausgeführt sein (Ruiz et al., 2010). Ein Lebendverbau mit Buhnen aus Weidenruten 
hilft beispielsweise, den natürlichen Gewässerzustand wieder näher zu kommen.  

Technische Schutzmaßnahmen sind gekennzeichnet durch einen hohen, bautechni-
schen sowie meist auch finanziellen Aufwand. Zu den technischen Schutzmaßnah-
men zählen Rückhalte-, Flussbau-, Küstenschutz-, Objektschutzmaßnahmen und 
Hochwasservorhersagesysteme.  

 
Abbildung 3: Beispiel für eine Talsperre auf der linken Seite 

(http://www.alpenyeti.at/wanderblog/2011/08/30/wandertour-kolnbreinsperre-kleinelendtal/) 
Rechts erkennt man ein die Luftaufnahmen eines Rückhaltebeckens 

(http://www.sieker.de/MKat/rw_bewirt_retention_hrb.htm) 

Rückhaltemaßnahmen wie Talsperren oder Hochwasserrückhaltebecken findet man 
meist am Oberlauf eines Gewässers. Sie dienen zum Schutz vor Überflutungen im 
darauffolgenden Gewässerabschnitt. Bei Überlastung der Becken springt ein Hoch-
wasserüberlauf an, der ein weiteres Aufstauen des Wassers verhindert. Dadurch 
wird dem Unterlauf des Gewässers eine oftmals größere Menge an Wasser, als 
durch die Regenspende verursacht, zugeführt und es kommt zu einem Pegelanstieg 
(Ruiz et al., 2010). In urbanen Gebieten gibt es u.a. auch die Möglichkeit zur Errich-
tung von Rückhalteräumen im Kanalsystem.  

Flussbaumaßnahmen sowie Objektschutzmaßnahmen führen zu keiner Reduktion 
des Hochwassers, sondern schützen den Standort selbst vor einer Überflutung. Un-
ter Objektschutz versteht man Maßnahmen, die ein Gebäude oder Grundstück vor 
Überflutungen schützen sollen. Diese Regulierungsmaßnahmen können jedoch das 
Hochwassergeschehen aufgrund mangelnder Rückhaltemaßnahmen noch verstär-
ken. Für Flussbaumaßnahmen werden Erdwälle und Betonleitwände am häufigsten 
verwendet. Für den Objektschutz sind ebenso Betonwände sowie mobile Hochwas-
serschutzsysteme (wie Spundwände und Sandsäcke) im Einsatz. Aber auch eine 
Aufkantung an Lichtschächten sowie ein erhöhter Eingang schützen bereits vor ein-
dringendem Wasser. Bei Gefahr von Grundwasserhochstand ist eine wasserdichte 
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Ausführung des Untergeschoßes als „Weiße“ oder „Schwarze“ Wanne empfehlens-
wert.  

 
Abbildung 4: Beispiel für einen Objektschutz in Form von Dammbalkensystemen  

(Ruiz et al., 2010) 

Laut Schmitt und Worreschk (2011) verringern dezentrale Versickerungseinrichtun-
gen, wie Flächen-, Mulden- und Rigolenversickerungen und Kombinationen daraus, 
den Niederschlagswasserabfluss.  

Die rechtzeitige Hochwasservorhersage wird aufgrund der modernen, technischen 
Systeme immer bedeutender. Damit dieses System jedoch funktionieren kann, muss 
die Vorhersage zuerst einmal gehört und das vorhergesagte Ereignis eines Hoch-
wassers glaubhaft vermittelt werden. Ebenso sind eingeübte Verhaltensmaßnahmen 
für das Funktionieren dieses Systems maßgeblich.  

Daraus lässt sich ableiten, dass technische Schutzmaßnahmen einen Großteil an 
Sicherheit liefern, aber die Eigeninitiative der Bewohner und das richtige Einschätzen 
der Situation und der zu treffenden Entscheidungen immer noch von größter Bedeu-
tung sind.  

Es ist wichtig zu erkennen, dass man selbst eine Eigenverantwortung zu tragen hat 
und auch persönliche Schutzmaßnahmen für unerwartete Ereignisse bereitstellt.  
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3 Rechtliche Grundlagen 
In diesem Kapitel werden für den Hochwasserschutz (aktiver und passiver) relevante 
Gesetze, Normen und Richtlinien, wie die EU-Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/EG), 
die EU-Hochwasserrichtlinie (2007/60/EG), das Wasserrechtsgesetz (WRG, 1959), 
das Wasserbautenförderungsgesetz (WBFG, 1985), die Technische Richtlinie der 
Bundeswasserbauverwaltung (RIWA-T 2006), die ÖN EN 752 (2008), und die ÖWAV 
Regelblätter 9 (2008), 11 (2009) und 35 (2003) erläutert.  

Die ÖN EN 752 (2008) beschreibt Entwässerungssysteme als einen Teil des über-
geordneten Abwassersystems, welche folgende Dienste für die Gesellschaft zu erfül-
len hat: 

• „Entfernung des Abwassers von Grundstücken aus Gründen der öffent-
lichen Gesundheit und der Hygiene. 

• Vermeidung von Überflutungen in Siedlungsgebieten. 

• Schutz der Umwelt.“ 

Auch die Europäische Union befasst sich mit der Thematik des Hochwasserschutzes 
und hat im Jahr 2007 eine Richtlinie zur Bewertung und dem Management von 
Hochwasserrisiken herausgegeben. Auf Basis dieser Richtlinie wurden in den letzten 
Jahren Flusseinzugsgebiete mit potentiellem signifikantem Hochwasserrisiko ausge-
wiesen. Darauf aufbauend sollen Hochwassergefahrenkarten, Hochwasserrisikokar-
ten und Hochwasserrisikomanagementpläne erarbeitet werden. Beispielsweise be-
trägt die Gesamtlänge der Abschnitte mit potentiell signifikantem Hochwasserrisiko in 
der Steiermark etwa 525 km, wobei die Gesamtlänge der ständig wasserführenden 
Gewässer 14.000 km umfasst (ÖWAV, 2011).  

Eine weitere Richtlinie für Oberflächen- und Grundwässer ist die 2000 erschienene 
EU-Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/EG). Das Lebensministerium definiert das we-
sentliche Ziel der Wasserrahmenrichtlinie so, dass der Schutz der Gewässer, die 
Vermeidung einer Verschlechterung, sowie der Schutz und die Verbesserung des 
Zustands der direkt von den Gewässern abhängenden Landökosysteme und 
Feuchtgebiete im Hinblick auf deren Wasserhaushalt gewährleistet sein muss.  

Die Bauordnung der einzelnen Bundesländer, kann Bestimmungen bezüglich der 
Bebaubarkeit von Grundstücken enthalten. Beispielsweise schreibt das Steiermärki-
sche Baugesetz (1995) vor, dass ein Grundstück für eine Bebauung nicht geeignet 
ist, wenn eine Gefährdung durch Lawinen, Hochwasser, Grundwasser, Vermurun-
gen, Steinschlag, Rutschungen u.dgl. zu erwarten ist.  

Ferner wird im Steiermärkischen Landesstraßenverwaltungsgesetz angeführt, dass 
der Eigentümer eines Grundstückes die von der Straße verursachten Einwirkungen, 
wie z.B. die Wasserableitung, zu dulden hat. Es wird ihm jedoch das Recht einge-
räumt, bei Schaden eine Wiedergutmachung zu erhalten. Diese Vorschreibungen 
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gelten neben Landesstraßen auch für Gemeindestraßen, Eisenbahnstraßen und 
Konkurrenzstraßen. 

3.1 Gesetzliche Vorgaben 

3.1.1 EU-Wasserrahmenrichtlinie (EU-WRRL, 2000/60/EG) 

Die EU- Wasserrahmenrichtlinie regelt seit dem Jahr 2000, europaweit die Belange 
der Wasserqualität und den Schutz der Gewässer. 

Vorrangiges Ziel dieser Richtlinie ist: „die Verbesserung des Gewässerschutzes hin-
sichtlich der Wassermenge und -güte, einen nachhaltigen Wassergebrauch zu för-
dern, einen Beitrag zur Lösung der grenzüberschreitenden Wasserprobleme zu leis-
ten, aquatische Ökosysteme und die direkt von ihnen abhängenden Landökosysteme 
und Feuchtgebiete zu schützen und das Nutzungspotential der Gewässer der Ge-
meinschaft zu erhalten und zu entwickeln.“ 

Hierbei ist besonders die Zielsetzung, dass jedes Gewässer zumindest einen „guten 
Zustand bzw. ein gutes ökologisches Potential“ aufweisen muss, von essentieller 
Bedeutung. Es gilt das Prinzip eines Verschlechterungsverbotes und einer nachhalti-
gen Wassernutzung zum langfristigen Schutz der Wasserressourcen.  

In der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL, 2000) wird jedoch auch das Ziel der Minde-
rung der Auswirkung von Überschwemmungen und Dürren formuliert.  

Bei der Einstufung des ökologischen Zustandes eines Oberflächenwasserkörpers 
wird auf unterschiedliche Einflussfaktoren, wie biologische Komponenten (Gewässer-
flora, Fischfauna, benthische wirbellose Fauna), den Wasserhaushalt (Abflussdyna-
mik, Durchgängigkeit), morphologische Bedingungen (Tiefen- und Breitenvariationen, 
Zusammensetzung des Flussbetts und der Uferzone) und chemische sowie physika-
lische Komponenten (Temperatur, Sauerstoffhaushalt, Salzgehalt, Nährstoffverhält-
nisse,…) Rücksicht genommen. Es werden jedoch keine genauen Aussagen über 
den Hochwasserschutz getroffen, sondern nur die Formulierung des Verschlechte-
rungsverbotes festgelegt.  

Laut dem Wasserrechtsgesetz (WRG, 1959) ist 2009 ein nationaler Gewässerbewirt-
schaftungsplan für Einzugsgebiete erstellt worden, der eine Beschreibung der Fluss-
gebietseinheit, sowie Maßnahmen und Maßnahmenprogramme zum Erreichen der 
Zielvorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie beinhaltet. 

3.1.2 Wasserrechtsgesetz (WRG, 1959) 

Im Wasserrechtsgesetz 1959 (Nr.82/2003) finden sich alle Rechtsvorschriften bezüg-
lich rechtlicher Eigenschaften des Gewässers, der Nutzung von Gewässern, nach-
haltige Bewirtschaftung, Schutz und Reinhaltung von Gewässern, Abwehr und Pflege 
von Gewässern, allgemeine wasserwirtschaftliche Verpflichtungen, einzugsgebiets-
bezogene Planung und Durchführung von Maßnahmen zur nachhaltigen Bewirt-
schaftung, insbesondere zum Schutz und zur Reinhaltung der Gewässer, Erhebung 
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des Gewässerzustandes, Einteilung von Zwangsrechten und allgemeinen Bestim-
mungen, Regelungen zu Wassergenossenschaften, Wasserverbänden, der Behörde, 
sowie deren Verfahren und Aufsicht über Gewässer und Wasseranlagen. 

Im Abschnitt zur Abwehr und Pflege der Gewässer wird festgelegt, dass für Bauten 
jeglicher Art in Abflussgebieten für Hochwässer eine wasserrechtliche Bewilligung 
erforderlich ist. Weiters wird vorgeschrieben, dass keine Änderungen der Abflussge-
gebenheiten zum Nachteil der umliegenden Grundstücke erfolgen dürfen. 

Treten wiederkehrende Überflutungen von Gebieten auf, so sind Wassergenossen-
schaften oder -verbände zu bilden, denen die Obsorge von Überflutungssicherungen 
zukommt. Werden öffentliche Mittel für die Ausführung solcher Schutzmaßnahmen 
verwendet, können Grundeigentümer, denen ein Vorteil aus diesen Maßnahmen er-
wächst, zu Ausgleichzahlungen herangezogen werden.  

Eine allgemein wichtige Vorschreibung dieses Gesetzes ist, dass bei häufig überflu-
teten Gebieten keine Lagerung von Sachen erfolgen darf, welche die Wasserverhee-
rung noch erheblich vergrößern würde.  

3.1.3 Wasserbautenförderungsgesetz (WBFG, 1985) 

Das Wasserbautenförderungsgesetz (1985)  regelt wie der Name schon sagt, die 
Finanzierung und Förderung von Hochwasser-, Lawinen- und Murenschutzmaß-
nahmen, sowie Bauten für eine ausreichende Wasserver- und Abwasserentsorgung. 
Zusätzlich zu der Umsetzung werden auch die Erstellung der erforderlichen Unterla-
gen und Vorleistungen wie z.B. Gutachten, Gefahrenzonenpläne oder Regionalstu-
dien finanziert.  

Um jedoch eine Förderung zu erhalten, müssen Technische Richtlinien eingehalten 
werden. In diesen Richtlinien finden sich Bestimmungen zu wasserwirtschaftlichen 
Zielsetzungen, Kosten-Nutzen-Analysen, Kriterien zur Beurteilung von förderfähigen 
Maßnahmen, geforderter Umfang und Inhalt der Unterlagen, Bestimmungen zur 
Baudurchführung, Kontrolle, Abrechnung und Kollaudierung, sowie Vorschreibungen 
bezüglich Sofortmaßnahmen und Instandhaltungsmaßnahmen zur Gewährleistung 
der Funktionsfähigkeit der geplanten Anlagen.  

Die Bundes- und Fondsmittel sollen vor allem für Projekte zu Gunsten der Allge-
meinheit verwendet werden. Demzufolge sind Maßnahmen zur Verbesserung von 
Abflussverhältnissen, Schutz- und Regulierungsmaßnahmen, Wildbach- und Lawi-
nenverbauung, Bodenentwässerung und Bodenbewässerung, Wasserversorgung, 
Abwasserableitung, Abwasserbehandlung und Klärschlammbehandlung, sowie be-
triebliche Abwasserbehandlung laut WBFG 1985 förderfähig. Die Verfassung der Un-
terlagen obliegt befugten Personen, Gebietskörperschaften und dem zuständigen 
Bauamt. 
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3.2 Normen, Regelwerke und Richtlinien  

3.2.1 ÖN EN 752 Entwässerungssysteme außerhalb von Gebäuden (2008) 

Die Europäische Norm EN 752 (2008) befasst sich mit den Grundsätzen für Planung, 
Bemessung, Bau, Betrieb, Unterhalt und Sanierung von Entwässerungssystemen 
und definiert die zu erreichenden Ziele, sowie die daraus resultierenden Funktionsan-
forderungen (siehe Abbildung 5).  

 
Abbildung 5: Pyramidendiagramm für den Anwendungsbereich der ÖN EN 752 (2008)  

Laut ÖN EN 752 (2008) ist das wichtigste Ziel, der Schutz der öffentlichen Gesund-
heit und Sicherheit. Durch den Kontakt mit Fäkalien können Krankheitserreger über-
tragen werden. Deshalb ist ein Entwässerungssystem notwendig, um diese Stoffe 
gesichert in Abwasserbehandlungsanlagen zu leiten, um Trinkwasserquellen vor 
Verunreinigungen zu schützen. Weitere Ziele dieser Norm sind die Gewährleistung 
von Gesundheit und Sicherheit des Betriebspersonals sowie der Schutz der Umwelt 
während der Bautätigkeit, des Betriebes und der Sanierung.  

Das Ziel der Nachhaltigkeit wird in der EN 752 (2008) so ausgelegt, dass für das ge-
plante Projekt hauptsächlich Werkstoffe verwendet werden sollen, die keine endli-
chen Ressourcen schädigen. Beim Betrieb der Anlage soll so wenig Energie wie 
möglich verbraucht und die Auswirkungen auf die Umwelt gering gehalten werden.  

Wie in Abbildung 5 ersichtlich, ist ein wesentlicher Teil dieser Norm die Beschreibung 
der funktionalen Anforderungen für Entwässerungssysteme, die die oben genannten 
Ziele berücksichtigen. Eine wichtige Forderung gilt hierbei dem Schutz vor Überflu-
tungen aus der Abwasserkanalisation, da große Gefahren für die menschliche Ge-
sundheit sowie auch wirtschaftliche Schäden zu erwarten sind. Dementsprechend 
muss bei der Planung eines Entwässerungssystems die Überflutungshäufigkeiten auf 
ein nationales oder lokales Maß begrenzt werden.  
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In dieser Norm wird jedoch noch angemerkt, dass nach einigen Rechtssprechungen 
der Eigentümer selbst für den Schutz seiner Kellerräumlichkeiten vor Überflutungen 
durch Überlastungen aus der Kanalisation zu sorgen hat.  

Über die Festlegung von Funktionsanforderungen können messbare Leistungsanfor-
derungen für das Entwässerungssystem definiert werden. Diese können rechtliche 
Anforderungen, öffentliche Erwartungen oder monetäre Zwänge enthalten. 

Ein weiteres Kapitel dieser Norm beschäftigt sich mit dem integralen Kanalmanage-
ment. Darunter versteht man die Koordination von Planung, Bemessung, Bau, Sanie-
rung, Betrieb und Unterhalt aller Abwasserleitungen und –kanäle in einem Einzugs-
gebiet, sowie die Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Systems anhand festge-
legter Leistungsanforderungen. 

Die Hauptaufgaben des Kanalmanagements beruhen auf der Untersuchung von Ab-
wasserleitungen (Beschädigungen, mangelhafte und hydraulisch überlastete Lei-
tungsabschnitte), der Beurteilung der Leistungsfähigkeit anhand der Leistungsanfor-
derungen, Entwicklung eines geeigneten Maßnahmenprogrammes und der Umset-
zung der Planung selbst.  

Hydraulische Lösungen zur Erfüllung der Leistungsanforderung zur sicheren Ablei-
tung von Abwässern wäre die Verringerung des Zuflusses in die Kanalisation durch 
Versickerung des Regenwassers am Entstehungsort, Verwendung durchlässiger 
Oberflächenbefestigungen oder die Überleitung von Abflüssen in andere Systeme. 
Durch eine Dämpfung des Spitzenabflusses können die Leitungssysteme ebenfalls 
entlastet werden. Dies erfolgt beispielsweise durch zusätzliche Rückhalteräume, wie 
Speicherbecken und Stauraumkanäle oder das Retentionsvermögen großer Flächen 
und Einzelgrundstücke. Natürlich kann die hydraulische Leistungsfähigkeit anhand 
baulicher Maßnahmen am Kanal selbst durch Vergrößerung der Rohrquerschnitte, 
dem Bau zusätzlicher Leitungen oder der Sanierung beschädigter Leitungsabschnitte 
verbessert werden.  

Maßnahmenpläne im Bereich neuer Siedlungsentwicklungen beschäftigen sich mit 
der Frage, ob bestehende Systeme erweitern werden können oder ein unabhängiges 
Entwässerungssystem notwendig ist. Für jedes Kanalsystem sollen auch Betriebs-
pläne angefertigt werden, in denen Inspektionsvorgaben, Betriebsanleitungen und 
Stör- und Notfallpläne enthalten sind.  

Die Planungsschritte laut EN 752 (2008) befassen sich mit der Konzepterstellung, 
den Voruntersuchungen (topographische und geotechnische), Vorberechnungen, der 
Verfeinerung des generellen Konzeptes, weitergehenden Berechnungen und ab-
schließend mit der Erstellung von Plänen oder Spezifikationen. Bei der Planung 
müssen natürlich die oben genannten Ziele, Funktionsanforderungen und der Maß-
nahmenplan mitberücksichtigt werden. 

Weiters wird in der EN 752 (2008) festgehalten, dass bei Neubauten das Nieder-
schlagswasser getrennt vom häuslichen Abwasser abgeleitet werden soll. In erster 
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Linie ist eine Versickerung am eigenen Grund anzustreben. Ist dies aus technischen 
Gründen (z.B. mangelnde Sickerleistung des Bodens) nicht möglich, kann das Nie-
derschlagswasser in die Kanalisation eingeleitet werden. 

Durch die höhere hydraulische Belastung von Mischkanalisationssystemen bei Stark-
regenereignissen sind Regenentlastungsbauwerke vorzusehen.  

Zur Berechnung von Entwässerungssystemen gibt es drei unterschiedliche Verfah-
ren. Beim einfachen empirischen Verfahren wird der Abfluss als gleichförmig und 
stationär angenommen. Diese Rechenmethode wird für die Bemessung von kleinen 
Entwässerungssystemen verwendet. Ein weiteres Verfahren für z.B. Langzeitsimula-
tionen mit Regenreihen, Bemessung großer Entwässerungssysteme, sowie für die 
Überprüfung bestehender Systeme wären hydrologische Verfahren. Hierbei wird der 
Abfluss als ungleichförmig und stationär angenommen. Dadurch können Abflussver-
zögerungen und Kanalspeicherung miteinbezogen werden. Das weitaus komplexere 
Verfahren ist die hydrodynamische Modellierung, bei welcher der Abfluss sowohl un-
gleichförmig und instationär ist. Damit kann eine Überlastung des Kanalsystems si-
muliert werden. Dieses Verfahren wird vor allem zur Überprüfung von Überflutungs-
häufigkeiten sowie für den rechnerischen Nachweis bestehender Entwässerungs-
systeme verwendet.  

3.2.2 Europäische Richtlinie zur Bewertung und Management von Hochwas-
serrisiken (2007/60/EG ) 

Eine Erweiterung der Wasserrahmenrichtlinie stellt die Richtlinie 2007/60/EG dar, die 
am 23. Oktober 2007 erschienen ist. Hierbei wird festgelegt, dass alle Flüsse sowie 
Küstengebiete einer Hochwasser-Risikobewertung zu unterziehen sind und entspre-
chende Maßnahmenprogramme von allen Mitgliedsstaaten zu erstellen sind. 2011 
wurde die Hochwasserrichtlinie in das nationale Wasserrechtsgesetz integriert. 

In dieser Richtlinie heißt es, dass das Auftreten eines Hochwassers ein natürliches 
Phänomen ist, das jedoch durch das Einwirken des Menschen und durch Klimaände-
rungen verstärkt auftreten und große Schäden anrichten kann. Eine Zielvorgabe die-
ser Richtlinie ist die Verringerung der Hochwassergefährdung. Dies soll anhand einer 
entsprechenden Risikobewertung und Managementmethode bewerkstelligt werden. 
In der Richtlinie 2007/60/EG werden unterschiedliche Arten von Hochwässern, wie 
Flusshochwasser, Sturzfluten, urbane Hochwässer und Überflutungen von Küsten-
gebieten beschrieben. 

Zusammenfassend wird festgelegt, dass Hochwassergefahren- und -risikokarten er-
stellt werden, und in weiterer Folge Hochwasserrisikomanagementpläne erarbeitet 
werden sollen, um die nachteiligen Auswirkungen in betroffenen Gebieten zu verrin-
gern, oder gar vermeiden zu können. Hierbei wird der Schwerpunkt auf Vermeidung, 
Schutz und Vorsorge gelegt.  

Die Bewertung des Hochwasserrisikos erfolgt laut der Richtlinie 2007/60/EG anhand 
von früher aufgetretenen Ereignissen (Aufzeichnungen) und Studien zur Klimaent-
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wicklung und deren möglichen Folgen. Weiters sollen auch die Fließwege und Was-
serausbreitung, sowie mögliche Schäden und Gesundheitsrisiken für den Menschen 
durch das Hochwasser beschrieben werden. 

Die Entstehung eines Flusshochwassers begründet sich auf die überschrittene Leis-
tungsfähigkeit des Abflussquerschnittes eines Gewässers. Durch ein Flusshochwas-
ser ist im Allgemeinen eine größere Region betroffen, wodurch die Wirtschaft eines 
ganzen Gebietes negativ in Mittleidenschaft gezogen werden kann (Bayrisches Lan-
desamt für Umwelt, 2010). 

Eine Bewertung der signifikanten Hochwasserrisiken von Überflutungen aus Entwäs-
serungssystemen ist nicht notwendig, da die ÖN EN 752 einen Überflutungsschutz 
für Entwässerungssysteme vorschreibt (Hydrotec, 2011 und Bayrisches Landesamt 
für Umwelt, 2010). Ein weiteres entscheidendes Kriterium zum Entfall der Bewertung 
von pluvialen Überflutungen ist, dass lokale Unwetter um vieles kleinere Schäden 
verursachen als Flusshochwässer. Aufgrund des seltenen Auftretens und der lokalen 
Begrenztheit eines Starkregenereignisses sowie des geringen Schadenpotentials 
gegenüber einem Flusshochwasser ist ein solches Ereignis als nicht signifikant ein-
zustufen und sollte demnach auf lokaler Ebene betrachtet und behandelt werden 
(Hydrotec, 2011). 

In den Hochwassergefahrenkarten werden mögliche Hochwasserszenarien mit un-
terschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeiten angeführt, wobei bei jedem Szenario die 
mögliche Wassertiefe, das Ausmaß der Überflutung, sowie der relevante Wasserab-
fluss oder die Fließgeschwindigkeit angegeben werden müssen.  

In den Hochwasserrisikokarten wird hingegen die Wahrscheinlichkeit von möglichen 
nachteiligen Auswirkungen auf Einwohner, Industrie und Umweltverschmutzung an-
geführt. 

In den Hochwasserrisikomanagementplänen werden die beiden vorher beschriebe-
nen Karten zusammengeführt und zusätzlich der Schwerpunkt auf die Vermeidung 
von Hochwasserschäden und die nicht-bauliche Hochwasservorsorge zur Verminde-
rung der Hochwasserwahrscheinlichkeit, sowie der Kosten und Nutzen von Maß-
nahmen gelegt. Beispielsweise sollen auch Hochwasserfrühwarnsysteme oder kon-
trollierte Überflutungen in gewissen Gebieten erfolgen. Demzufolge sollen passive 
Maßnahmen vor technischen Maßnahmen der Vorzug gegeben werden.  

Derzeit wird von den Ländern eine vorläufige Bewertung des Hochwasserrisikos 
nach §55j WRG von 1959 vorgenommen, um Gebiete mit einem potentiell signifikan-
ten Hochwasserrisiko herausfiltern zu können. Bis 2013 sollen dann Hochwasserge-
fahrenkarten und –risikokarten erstellt werden. Die Hochwasserrisikomanagement-
pläne werden voraussichtlich 2015 zur Verfügung stehen.  



3 Rechtliche Grundlagen 

Seite 16 

3.2.3 Technische Richtlinie für die Bundeswasserbauverwaltung (RIWA-T 
2006) 

Die Bundeswasserbauverwaltung (BWV) ist zuständig für die Erstellung von HQ100 
und HQ30 Hochwasseranschlagslinien und setzt die Bevölkerung unter anderem da-
durch über mögliche Naturgefahren in Kenntnis. Ihr Hauptaufgabengebiet ist jedoch 
die Umsetzung des Wasserbautenförderungsgesetzes (WBFG, 1985) und vollzieht 
somit die Finanzierungs- und Förderungsverwaltung. Sie ist außerdem für die ge-
samte Betreuung von Bundes- und Grenzgewässern, sowie die Beauftragung von 
schutzwasserbaulichen Maßnahmen in Gefährdungsgebieten verantwortlich.  

Die Bundeswasserbauverwaltung stützt sich auf die rechtlichen Grundlagen des 
Wasserbautenförderungsgesetzes (1985), zur Gewährung von Bundesmitteln zum 
Schutz vor Wasserschäden und zur Verbesserung des ökologischen Zustandes un-
serer Gewässer, sowie auf das Bundesverfassungsgesetz zur Privatwirtschaftsver-
waltung des Bundes und auf das Wasserrechtsgesetz (1959), die die Rechtsgrund-
lage für die Tätigkeiten an Flussgebieten regelt. 

In diesem Zusammenhang soll der Begriff der Schutzwasserwirtschaft nach dieser 
Richtlinie erklärt werden: 

„Die Schutzwasserwirtschaft als Teilbereich der Wasserwirtschaft ist die 
Regelung und Gestaltung des oberirdischen Abflusses, um den Schutz 
des Menschen mit seinem Lebens-, Siedlungs- und Wirtschaftsraum 
und von Kulturgütern sowie die Erhaltung und den Schutz der Gewäs-
ser mit den Hochwasserabflussgebieten und den durch die Gewässer 
unmittelbar beeinflussten Räumen sicherzustellen.“ 

Grundsätzlich ist das Ziel der Wasserwirtschaft, das menschliche Leben und dessen 
Wirtschaftsraum vor Naturkatastrophen zu schützen. Gleichzeitig soll aber auch das 
Gewässer an sich geschützt werden, indem die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie 
umgesetzt werden und genügend Abfluss- und Retentionsraum für das Gewässer 
und dessen Lebensräume geschaffen werden. 

Diese Ziele werden anhand eines integralen Hochwasserschutzmanagements ver-
folgt. Hierbei spielen die Vorsorge, Errichtung, Betrieb und Instandhaltung von 
Schutzmaßnahmen, Bewältigung von Hochwasserereignissen, Nachsorge und Be-
wusstseinsbildung der Bevölkerung eine wesentliche Rolle.  

Besonders die Bewusstseinsbildung der Gefahr eines Restrisikos, dass die getroffe-
nen Baumaßnahmen nicht jeglicher Gefährdung trotzen können, soll der Bevölke-
rung näher gebracht werden. Dementsprechend wird auf die Eigenverantwortung der 
Betroffenen appelliert, die Gefahrenzonenausweisungen ernst zu nehmen und ver-
antwortungsbewusst zu handeln. Laut dem Lebensministerium (2007) kann durch 
das Nichtbeachten dieser Regelung der Anspruch auf Zuerkennung einer Entschädi-
gung durch den Katastrophenfond entfallen.  
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Schutzbauten für Bauland in der Roten-Zone oder für HQ30 -Abflussgebiete werden 
nicht mit Bundesmitteln gefördert. Weiters gehört die Errichtung von Regenwasser-
kanälen zur Ableitung von Oberflächenwässern von Siedlungs- und Industriegebieten 
nicht in den Aufgabenbereich der BWV und wird dementsprechend auch nicht mit 
Bundesmitteln gefördert.  

3.2.4 Richtlinien des Österreichischen Wasser und Abfallwirtschaftsverban-
des ÖWAV 

3.2.4.1 ÖWAV Regelblatt 9 (2008) - Anwendung von Entwässerungsverfahren 

Das ÖWAV Regelblatt 9 (2008) ist die Richtlinie für die Anwendung von Entwässe-
rungsverfahren. Hierbei werden Grundsätze, Rahmenbedingungen und Kriterien 
festgelegt, welche in Abhängigkeit des Entwässerungssystems, eine sichere Ablei-
tung von Schmutz-, Regen- und Mischwässern gewährleisten sollen. 

Hierbei gilt das Gewässer vor Siedlungsabwässern und Verunreinigungen zu schüt-
zen. Im ÖWAV Regelblatt 9 (2008) werden die Vor- und Nachteile von unterschiedli-
chen Entwässerungssystemen behandelt, die den optimalen Einsatz bestehender 
Systeme, Neubauten und Erweiterungen zusammenführt. Vorrangig soll das Regen-
wasser am Entstehungsort versickert werden.  

Durch das Entwässerungssystem sollen laut ÖWAV Regelblatt 9 folgende Ziele 
(2008) bestmöglich unter Beachtung der Investitions- und Betriebskosten erreicht 
werden: 

• Schutz der menschlichen Gesundheit 
• Schutz der Oberflächenwässer und der Grundwässer 
• lokale Anreicherung des Grundwassers 
• Sicherstellung des notwendigen Abflussvermögens 
• Schutz der Kläranlagen vor hydraulischer Überlastung 
• Sicherstellung der Funktionsfähigkeit über die gesamte Nutzungsdauer 
• Vermeidung von Geruchsbelästigungen 
• sicherer Betrieb. 

Die wichtigsten Systeme sind hierbei das Mischwassersystem, das modifizierte 
Mischwassersystem, das Trennsystem und das modifizierte Trennsystem.  

Zusammenfassend ist jedoch weder das reine Misch- oder Trennsystem zu bevorzu-
gen, da beide ihre Vor- und Nachteile besitzen. Wobei die Errichtung eines reinen 
Trennsystems aufgrund der doppelten Kanalführung sicher auch eine Kostenfrage 
ist. Anzustreben sind hingegen die modifizierten Varianten, bei denen das Regen-
wasser vor Ort zur Versickerung gebracht werden kann.  

3.2.4.2 ÖWAV Regelblatt 11 (2009) - Richtlinien für die abwassertechnische 
Berechnung und Dimensionierung von Abwasserkanälen  

Das ÖWAV Regelblatt 11 (2009) befasst sich mit der Berechnung und Dimensionie-
rung von Schmutz-, Regen- und Mischwasserkanälen. Hierin findet man wichtige Pa-
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rameter wie Eingangsgrößen, Berechnungsmethoden und Ziel- sowie Nachweisgrö-
ßen.  

Im ÖWAV Regelblatt 11 (2009) wird der Risikoansatz für die Bemessung eines Ab-
wasserkanals wie folgt definiert: 

„Die Auslegung von Regen- und Mischwasserkanälen basiert generell 
auf einem Risikoansatz. Dabei sind die Kosten der Schutzmaßnahmen 
– hier Abflusskapazität des Kanals – dem Risiko (in etwa Produkt aus 
Schadenshöhe mal Eintrittswahrscheinlichkeit) gegenüberzustellen. Je 
höher der potenzielle Schaden in einem Gebiet, desto seltener sollte 
das Ereignis stattfinden und desto größer muss daher die Abflusskapa-
zität dimensioniert werden.“ 

In dieser Richtlinie werden Ziel und Nachweisgrößen für die Leistungsfähigkeit von 
Regen- und Mischwasserkanälen angegeben.  

Das Regelblatt 11 (2009) geht von einer Überstau- und einer Überflutungshäufigkeit 
als einen wichtigen Modellparameter für hydrodynamische Modelle aus.  

Unter dem Begriff Überstau versteht man das Überschreiten des rechnerischen Ma-
ximalwasserstandes der Rückstauebene. Das Niederschlagswasser kann hierbei 
nicht mehr in die Kanalisation abfließen. Bei einer Überflutung treten im Gegensatz 
zu einem Überstau monetäre Schäden (Wassereintritt in Gebäude) sowie Funktions-
störungen des Kanalnetzes auf. Im ersten Schritt der Berechnung nach diesem Re-
gelblatt wird der rechnerische Nachweis der Überstauhäufigkeit geführt und erst im 
zweiten Schritt wird für Objekte mit hohem Schadenspotenzial die Überflutungssi-
cherheit abgeklärt. 

Gemäß ÖWAV Regelblatt 11 (2009) sind für den Nachweis der Überstauhäufigkeiten 
für Neuplanung und Sanierung von Kanalsystemen die Wiederkehrzeiten nach Ta-
belle 2 zu verwenden.  

Tabelle 2: Empfohlene Überstauhäufigkeiten für den rechnerischen Nachweis bei Neuplanungen bzw. 
nach Sanierung (ÖWAV Regelblatt 11, 2009) 

Ort 

Überstauhäufigkeiten 
bei Neuplanung bzw. nach Sanierungen 

Wiederkehrzeit 
(1 Mal in „n“ Jahren) 

Wahrscheinlichkeit für eine 
Überschreitung in 1 Jahr 

Ländliche Gebiete 1 in 2 50 % 
Wohngebiete 1 in 3 33 % 
Stadtzentren, Industrie- und Gewerbe-
gebiete 

1 in 5 20 % 

Unterirdische Verkehrsanlagen, Unter-
führungen 

1 in 101) 10 % 

1) Bei Unterführungen ist zu beachten, dass bei Überstau über Gelände i.d.R. unmittelbar eine 
Überflutung einhergeht, sofern nicht besondere örtliche Sicherheitsmaßnahmen bestehen. Hier 
entspricht sich Überstau- und Überflutungshäufigkeit mit dem in Tabelle genannten Wert „1 in 50“! 
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Es sollten Maßnahmen auf der Oberfläche und/oder an Gebäuden gesetzt werden, 
um Objekte und Bereiche mit hohem Schadenspotential vor Überflutungen zu schüt-
zen oder der Überstau und damit die Überflutung erst bei langen Wiederkehrzeiten 
(entsprechend Tabelle 3) auftritt (Regelblatt 11, 2009). 

Tabelle 3: Empfohlene Überflutungshäufigkeiten bei komplexen Bemessungsverfahren  
(ÖWAV Regelblatt 11, 2009) 

Ort 

Überflutungshäufigkeiten 

Wiederkehrzeit 
(1 Mal in „n“ Jahren) 

Wahrscheinlichkeit für eine 
Überschreitung in 1 Jahr 

Ländliche Gebiete 1 in 10 10 % 
Wohngebiete 1 in 20 5 % 
Stadtzentren, Industrie- und Gewerbe-
gebiete 

1 in 30 3 % 

Unterirdische Verkehrsanlagen, Unter-
führungen 

1 in 50 2 % 

 

Wird dieser Grenzwert überschritten, müssen planerische Maßnahmen getroffen 
werden um größere Schäden an Gebäuden zu vermeiden. Hierzu zählt z.B. die Wahl 
der Bordsteinhöhe, Schutzmaßnahmen am Gebäude, wie Eingangsstufen oder der 
Entfall von Kellerfenstern usw.  

Laut dem Regelblatt 11 (2009) sollten die Kosten für die Siedlungsentwässerung in 
einem ausgewogenen Verhältnis zur erzielbaren Überflutungssicherheit stehen.   

3.2.4.3 ÖWAV Regelblatt 35 (2003) - Behandlung von Niederschlagswässern  

Das ÖWAV Regelblatt 35 (2003) befasst sich mit der Behandlung von Nieder-
schlagswässern. Ziel dieser Regelungen ist die Beschreibung des aktuellen Standes 
der Technik in Bezug auf die Möglichkeiten und des technischen Mindeststandards 
zur Behandlung von Niederschlagswässern bei Trennsystemen und modifizierten 
Entwässerungssystemen, sowie die möglichst naturnahe Versickerung dieser Wäs-
ser vor Ort oder Ableitung derselben in ein Fließgewässer.  

Nach ÖWAV Regelblatt 35 (2003) soll gering verunreinigtes Niederschlagswasser 
vor Ort möglichst großflächig über eine bewachsene Bodenschicht versickert wer-
den. Eine allgemeine Maßnahme der Regenwasserbewirtschaftung soll genau die-
sen Grundsatz unterstützen, indem die Errichtung von neuen versiegelten Flächen 
vermieden wird, dass gering verunreinigte Flächen möglichst wasserdurchlässig ges-
taltet werden sollen, dass bestehende Flächenversiegelungen wieder entfernt wer-
den oder dass man Regenwasser speichert, um es z.B. für Bewässerungszwecke zu 
nutzen. In diesem Regelblatt wird der Verschmutzungsgrad der Niederschlagsabflüs-
se in unterschiedliche Flächen unterteilt.  
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4 Hochwasserschutz im urbanen Raum 
Wasser hat für uns alle eine besondere Bedeutung. Einerseits ist die tägliche Was-
seraufnahme für uns lebensnotwendig, andererseits kann die Kraft des Wassers un-
ser Leben durch Hochwasser aber auch gefährden. Eines sollte man jedoch nicht 
vergessen, dass ein Hochwasser ein Naturereignis und damit ein Teil des natürlichen 
Wasserkreislaufs ist. Durch die unterschiedlichen Niederschlagsintensitäten stellt 
sich ein natürlicher Wechsel des Wasserstandes ein, der wiederum für die Fließge-
wässerdynamik und die typische Morphologie eines Gewässers verantwortlich ist 
(Lebensministerium, 2007).  

Durch die verbaute Fläche im urbanen Bereich (z.B. Siedlungs- und Industriegebiete) 
und die extremeren Wetterereignisse der letzten Zeit wird der Hochwasserschutz zu 
einem zentralen Thema unserer Gesellschaft. Hierbei ist besonders das Wissen über 
das Abflussgeschehen von Flüssen notwendig, um eine hochwasserangepasste und 
weniger schadensanfällige Landnutzung zu forcieren. Es gibt unterschiedliche Stra-
tegien und Managementmethoden, die hier einer näheren Betrachtung unterzogen 
werden. 

Seit Jahrhunderten greift der Mensch ins natürliche Abflussgeschehen unserer Flüs-
se ein und kultiviert Land auf Kosten von Flussauen. Dadurch wird das Hochwasser-
rückhaltevermögen der Landschaft stark eingeschränkt, wobei zusätzliche Gewäs-
serregulierungsmaßnahmen und die erhöhte Versiegelung des Bodens den Wasser-
abfluss noch weiter erhöht und beschleunigt (Lebensministerium, 2009). Das sind 
alles Einflüsse, die das Schadensausmaß beeinflussen, jedoch ist der ausschlagge-
bende Faktor die Intensität der Nutzung durch den Menschen, der für die Schadens-
festlegung verantwortlich ist. Je höher die Nutzung der betroffenen Fläche, desto 
höher ist das Schadensausmaß.  

4.1 Hochwasserschutzstrategie 

Der heutige Hochwasserschutz bezieht sich nicht nur auf ein akutes Hochwasserer-
eignis. Eine vorausschauende Strategie und Planung sind die Ziele des modernen 
Hochwasserschutzes. In der Broschüre Hochwasserschutz: Ziele – Strategien – 
Maßnahmen, veröffentlicht vom Lebensministerium (2007), wird darauf hingewiesen, 
dass der passive Hochwasserschutz, wie die Errichtung von ausreichendem Hoch-
wasserabfluss- bzw. –rückhalteraum, wieder an Bedeutung gewinnt. Hierbei besteht 
die Strategie aus einem integrierten, vorbeugenden und technischen Hochwasser-
schutz, wobei es mehrere Kriterien zu beachten gibt.  

An erster Stelle steht der Schutz des Menschen für dessen „Leib und Leben“, danach 
erst kommt der Schutz für Siedlungen und materielle Güter, wobei das Gemeinwohl 
vor Einzelinteressen zu stellen ist. In diesem Sinne ist der Vorbeugung eines poten-
tiellen Überflutungsrisikos der Vorzug zu geben (Lebensministerium, 2007), indem 
sich die Gemeinde an die rechtlichen Vorgaben der Freihaltung von überflutungsge-
fährdeten Bereichen von einer Verbauung als auch einer höherwertigen Nutzung hält 
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und entsprechende Hochwasserschutzmaßnahmen bereits im Vorfeld setzt. In die-
sem Sinne wäre dann auch die Rückwidmung von nicht genutztem Bauland in Grün-
land oder die Ausweisung von Acker- in Wiesenflächen anzudenken. 

Im Sinne der Nachhaltigkeit soll auf Grundlage der Wasserrahmenrichtlinie der gute 
ökologische Zustand bzw. das gute ökologische Potential der Gewässer erhalten und 
wiederhergestellt werden. Ein weiterer wichtiger Punkt ist die flussgebietsbezogene 
Betrachtung. Hierbei sollen nicht nur punktuelle Maßnahmen zur Erreichung des an-
gestrebten Zielzustandes gesetzt, sondern auch die möglichen Auswirkungen auf 
das gesamte Gewässer beurteilt werden.  

An letzter Stelle ist noch auf die Schutzwasserwirtschaft hinzuweisen, die sich mit 
der Sicherstellung eines dauerhaften und effizienten Hochwasserschutzes befasst. 
Hierbei geht es um den bestmöglichen Einsatz unterschiedlichster Ressourcen, wie 
z.B. Geldmittel und die benötigten Grundflächen. Aber auch die laufende Erhaltung 
der Schutzmaßnahmen und die entsprechende Nachsorge bei eingetretenen Hoch-
wasserereignissen spielen noch eine wesentliche Rolle in diesem Bereich. 

Die Hochwasserschutzfibel (Ruiz et al., 2010) bezieht sich auf vier wesentliche Punk-
te, um eine strategische Hochwasservorsorge durchführen zu können. Einerseits 
sollte durch eine gezielte Flächenvorsorge das Widmen von Bauland in hochwasser-
gefährdeten Gebieten unterbunden und andererseits eine hochwasserangepasste 
Nutzung sowie Bauweise in gefährdeten Gebieten forciert werden (Bauvorsorge). An 
dritter Stelle wird die Verhaltensvorsoge erwähnt. Darunter versteht man die rechtzei-
tige Warnung im Katastrophenfall sowie das richtige Handeln der Betroffenen. Zum 
Schluss kommt die Risikovorsorge, um im Fall der Fälle auf einen finanziellen Rück-
halt zugreifen und etwaige Reparaturen bewerkstelligen zu können. 

4.1.1 Integrierter Hochwasserschutz  

Ein wichtiger Punkt, welcher der Bevölkerung in verständlicher Art und Weise vermit-
telt werden muss, ist die Tatsache, dass es keinen absoluten Hochwasserschutz 
gibt. Laut Lebensministerium (2006) liegt die zukünftige Aufgabe des Hochwasser-
schutzes im integrierten Hochwassermanagement, wobei vom Lebensministerium 
zehn wichtige strategische Punkte für den Hochwasserschutz erarbeitet wurden: 

• Es sollen die Grenzen des Hochwasserschutzes klar aufgezeigt und 
den Beteiligten ihre Verantwortung bewusst gemacht werden. 

• Gefahrenkenntnis und –bewusstsein sollte gefördert werden. 

• Die Raumplanung sollte eine angepasste Nutzung ermöglichen, die den 
Eigenschaften des Standorts entspricht. 

• Der selbstverantwortliche Schutz des Eigenheimes sollte durch Anreiz-
systeme gefördert werden. 

• Es sollten hochwasserrelevante Verschlechterungen des Hochwasser-
abflusses frühzeitig erkannt werden. 



4 Hochwasserschutz im urbanen Raum 

Seite 22 

• Eine bessere Zusammenarbeit und vorbildliche Abstimmung bei Pla-
nungen der öffentlichen Hand ist empfehlenswert. 

• Schutzbauten sollten da errichtet werden, wo sie nötig sind. 

• Trotz alldem sollten Katastrophenschutzmaßnahmen sowie Notfallpläne 
ausgebaut werden. 

• Finanzielle Sicherstellungen (privat und öffentlich) sollten für den Notfall 
angespart werden. 

• Das Vorwarnsystem soll weiter ausgebaut und verbessert werden, um 
mögliche Schäden zu minimieren. 

Eine klare Aussage dieser strategischen Schutzziele ist die Tatsache, dass Hoch-
wasser als ein Naturereignis nicht verhindert, aber eine optimale Planung das Gefah-
ren- bzw. Schadenspotential erheblich vermindern kann. Hierbei gibt es die Möglich-
keiten des vorbeugenden Hochwasserschutzes (Verminderung der Abflussspitzen), 
des technischen Hochwasserschutzes (Schutzbauten) und der Hochwasservorsorge 
(Flächen-, Bau-, Verhaltens- und Risikovorsorge). Aus Kostengründen sowie aus 
gestaltungstechnischen und ökologisch wertvollen Möglichkeiten ist dem naturnahen 
Gestalten von Gewässerläufen vor aktiven Baumaßnahmen der Vorzug zu geben. 
Die angepasste Hochwassernutzung besonderer Gefährdungsgebiete soll das Scha-
densausmaß um ein Vielfaches verringern. In Tabelle 4 werden einige Möglichkeiten 
zum vorbeugenden Überflutungsschutz mit ihrem Wirkungsbereich vorgestellt.  

Tabelle 4: Maßnahmen der Flächenvorsorge im kommunalen Überflutungsschutz (Schmitt und  
Worreschk, 2011) 

Maßnahme Wirkung Maßnahmenträger 

Freihaltung vorhandener, noch 
unbebauter, natürlicher Rückhal-
teflächen 

Drosselung und Verzögerung 
des Abflusses Gemeinde 

Ausweisung von Freiflächen am 
Ortsrand 

Aufnahme des Oberflächenwas-
sers aus Außengebieten 

Gemeinde 
Grundstückseigentümer 

Ankauf von Ersatz – und Aus-
gleichgebieten Schaffung von Retentionsraum Gemeinde 

Grundstückseigentümer 

Nutzung von Grünflächen als 
Zwischenspeicher: 

Ableitung von Niederschlagsab-
fluss in ausgewählte Bereiche 
einer Grünfläche 

Dämpfung der Abflussspitze Gemeinde 
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Notwasserwege als Entlastungs-
wege bei Kanalüberstau 

(z.B. Herstellen und Freihalten 
von Rinnen in rückwärtigen Gar-
tenbereichen oder Sichern von 
Abflussrinnen im Straßenraum) 

Ableitung des Wassers in Berei-
che, in denen es keinen oder 
nur geringen Schaden anrichten 
kann 

Gemeinde 
Grundstückseigentümer 

Flächen für Gewässerrenaturie-
rung an kleinen Gewässern 

Flächen für Gewässerrenaturie-
rung an kleinen Gewässern Gemeinde 

Gewässerrandstreifen 
Vergrößerung des Abflussquer-
schnitts und Verzögerung des 
Abflusses 

Gemeinde 
Grundstückseigentümer 

Ausweisung von Flächen zur 
Hochwasserentlastung 

Zwischenspeicherung und Dros-
selung des Abflusses 

Gemeinde 
Grundstückseigentümer 

bei Kanalüberstau: Erfassung 
von Entlastungswegen an 
Engstellen 

Verringerung des Über-
schwemmungsrisikos Gemeinde 

 

Vorbeugender Hochwasserschutz soll Hochwässer erst gar nicht entstehen lassen, 
sondern beginnt mit der Sicherstellung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Ge-
wässers und endet mit dem nötigen Retentionsraum und Wasserrückhalt in der Flä-
che. Durch diese Maßnahmen ist es möglich, die Spitzen eines Hochwassers zu be-
einflussen und bestenfalls zu reduzieren und somit das Ausmaß der Schäden auf ein 
Minimum zu beschränken. Ein weiterer wichtiger Bestandteil dieses Systems ist hier-
bei die Früherkennung von Hochwasserereignissen und die rechtzeitige Warnung 
der betroffenen Bevölkerung.  

Als weitgreifende Maßnahmen sind die Errichtung von technischen Hochwasser-
schutzmaßnahmen wie Dämme, Hochwasserrückhaltebecken oder mobile Elemente, 
anzusehen. Hochwasserrückhaltebecken werden oberhalb von gefährdeten Gebie-
ten geplant, um so eine Minimierung der Hochwasserspitzen herbeizuführen. Im 
Prinzip haben sie dieselbe Funktion wie der Hochwasserrückhalt in der Fläche, nur 
dass hierfür bautechnische Maßnahmen erforderlich sind, um Rückhalteräume zu 
errichten. Sie benötigen durch die aufstauende Funktion der Becken-Wälle einen 
geringeren Platz. Die wichtigsten Hochwasserschutzbauten sind jedoch immer noch 
Dämme, Mauern und mobile Elemente (z. B. Sandsäcke), wobei auf die gefahrlose 
Ableitung des Wassers zu achten ist. Dies bedeutet, dass der Abflussquerschnitt 
nicht wesentlich eingeengt werden soll. In besonderen Fällen (überflutungsgefährde-
ten Bereichen) ist ein individueller Objektschutz vorzusehen. Darunter versteht man 
beispielsweise die Verwendung wasserresistenter Baumaterialien, die Gewährleis-
tung der Auftriebssicherheit der Gebäude, möglichst hohen Einbau von Fenster und 
Türen, usw. (Brandstetter et al., 2010). 

Ein nicht zu unterschätzender Aspekt kommt der Instandhaltung der Bauten und der 
Gewässerpflege zu. Hierbei ist es wichtig, den Abflussquerschnitt frei von Bewuchs 
zu halten und etwaige Verlandungen von Zeit zu Zeit zu entfernen.  
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Das System des integrierten Hochwasserschutzes lässt sich anhand eines Kreislau-
fes (Abbildung 6) von Prävention, Eintritt des Hochwasserereignisses, Bewältigung 
und Nachsorge darstellen. Als wichtigster Punkt steht die Forderung, größtmögliche 
Sicherheit vor Überflutungen zu erreichen, indem man ein optimales Zusammenwir-
ken von raumplanerischen, bautechnischen und organisatorischen Maßnahmen an-
strebt (Lebensministerium, 2006).  

 
Abbildung 6: Kreislauf eines integrierten Hochwasserschutzmanagements (modifiziert nach Müller, 2010 

und Lebensministerium, 2007) 

Bei der Prävention geht es nicht nur um bautechnische Schutzmaßnahmen, sondern 
auch um die persönliche Vorsorge, die Eigenverantwortung und die Bewusstseinsbil-
dung dahingehend, dass es keinen absoluten Schutz gegen Naturkatastrophen gibt. 
Natürlich trifft die Vorsorge nicht nur den Einzelnen. Es müssen Betriebsvorschriften 
sowie Nutzungsvorschriften eingehalten und bei der Raumplanung berücksichtigt 
werden. Für den Ernstfall müssen Alarmpläne vorliegen, nach denen man im Katast-
rophenfall vorzugehen hat. In jeder Gemeinde müssen Gefahrenzonenpläne auflie-
gen, die der Bevölkerung zugänglich gemacht werden müssen.  

Tritt nun im schlimmsten Fall doch ein Hochwasserereignis ein, so gibt es für die 
bestmögliche Bewältigung spezielle Einsatz- und Katastrophenpläne. Außerdem 
müssen Sofortmaßnahmen organisiert und durchgeführt werden können, um die Be-
völkerung schützen zu können.  

Wurde die Katastrophe bewältigt, beginnen die meist sehr aufwendigen Aufräu-
mungs- und Wiederherstellungsarbeiten. Unter dem Begriff der Nachsorge fallen je-
doch nicht nur diese offensichtlichen Tätigkeiten, sondern ebenso die Evaluierung 
der Schutzmaßnahmen durch die Bundeswasserbautenverwaltung. Nach Abschluss 
der Wiederherstellungsarbeiten und der möglicherweise zu erweiternden Schutz-
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maßnahmen beginnt der Kreislauf des integrierten Hochwassermanagements von 
neuem.  

Trotz dieser umfassenden Strategien zum Schutz des Gemeinwohls ist auch jeder 
einzelne Bürger gefragt, sich mit der Hochwasserproblematik auseinanderzusetzen 
und Handlungen zugunsten des Gemeinwohls zu setzen. Hierbei gibt es einige Mög-
lichkeiten, wie jeder von uns sein Zuhause hochwassersicherer gestalten kann. 

4.1.2 Eigenverantwortung im Umgang mit der Hochwasserproblematik 

Hochwasserschutz ist nicht nur als Aufgabe der öffentlichen Hand anzusehen, son-
dern es ist auch ein gewisses Maß an Eigenverantwortung gefordert. Der günstige 
Kauf eines Grundstücks in einem potentiellen Überschwemmungsgebiet (z.B. in ei-
ner gelben Gefahrenzone) zieht die Tatsache nach sich, dass der Käufer mit den 
Konsequenzen einer möglichen Überflutung zu rechnen hat und der entstandene 
Schaden nicht gänzlich oder überhaupt nicht vom Land oder einer Versicherung ab-
gegolten wird.  

Für das steigende Bedürfnis der Bürger, im Grünen wohnen zu können, benötigt man 
ein entsprechend geeignetes Bauland. Um diese Vorstellung verwirklichen zu kön-
nen, steigt natürlich auch der Flächenverbrauch und zusätzlich müssen noch Infra-
strukturbereiche wie Verkehrswege, Arbeitsplätze oder Versorgungsflächen geschaf-
fen werden.  

Der Flächenwidmungsplan ist für die Gemeinden in diesem Zusammenhang ein In-
strument, damit Überschwemmungsgebiete, welche auch in den Gefahrenzonenplä-
nen eingetragen sind, nicht als Bauland ausgewiesen werden. Andererseits obliegt 
es der Gemeinde, Bebauungspläne für gefährdete Gebiete festzulegen, in denen 
beispielsweise bauliche Überflutungsschutzvorkehrungen zum Objektschutz vorge-
schrieben werden können (Brandstetter et al., 2010). 

Man sollte sich bereits vor dem Grundstückskauf bei der Gemeinde oder der zustän-
digen Wasserbauverwaltung nach möglichen Gefährdungen erkundigen. Es sollte 
auch in jeder Gemeinde ein öffentlich zur Verfügung stehender Gefahrenzonenplan 
aufliegen. Dieser Plan stellt mögliche Gefährdungen einzelner Gebiete durch Über-
flutungen, Rutschungen, Muren in Gefährdungsklassen dar. Auch jene Bereiche sind 
eingetragen, die für Schutzmaßnahmen freizuhalten sind oder für besondere Bewirt-
schaftungsarten (z. B. Lawinenschutzwälder) vorgesehen sind. Auf jeden Fall sollten 
laut der Broschüre Leben mit Naturgefahren (Brandstetter et al., 2010) vor einem 
geplanten Baubeginn in einem Naturgefahrengebiet mit der zuständigen Behörde 
und der Gemeinde die notwendigen Planungsdetails geklärt werden. 

In den Gefahrenzonenplänen muss auch die Ausdehnung von hundertjährlichen 
Hochwässern (HQ100) aufgezeigt werden, wobei aber auch Ufer- und Dammbrüche, 
Flächenerosion, Rutschungen, Verklausungen, usw. angeführt sind. Liegt ein Grund-
stück in der HQ30 – Zone (30-jährliches Hochwasser), so müssen lediglich wasser-
rechtliche Bewilligungen eingeholt werden.  
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Laut der technischen Richtlinie des Wasserbaues (RIWA-T 2006) sind Siedlungsbe-
reiche sowie Wirtschafts- und Verkehrsanlagen vor einem 100-jährlichem Hochwas-
ser (HQ100) zu schützen. Bei besonderen Situationen wie z. B. Einzelanwesen kön-
nen die Schutzmaßnahmen auf bis zu 30-jährliche Ereignisse abgemindert werden.  

In der Roten – Zone des Gefahrenzonenplans gilt ein allgemeines Bauverbot, da in 
diesem Bereich akute Gefahr besteht, dass sowohl bewegliche als auch unbewegli-
che Güter zerstört oder schwer beschädigt werden können. Der Schutz des mensch-
lichen Lebens ist in dieser Zone nicht gegeben. 

Die Gelbe – Zone stellt die verbleibenden Abflussbereiche dar, wobei in diesem Be-
reich nur geringe Gefährdungen auftreten können. Darunter versteht man beispiels-
weise Beschädigungen von Bauobjekten und Verkehrsanlagen sowie Behinderungen 
des Verkehrs selbst. Hier sind einige Gebote und Vorsorgeflächen zu berücksichti-
gen.  

Die Blauen – Zonen dienen für wasserwirtschaftliche Maßnahmen und bedürfen ei-
ner besonderen Art der Bewirtschaftung.  

Trotz dieser Vorkehrungen besteht noch ein Restrisiko, dass Schutzmaßnahmen 
auch versagen können. Diese potentiell gefährdeten Gebiete sind rot oder gelb 
schraffiert. 

Das Lebensministerium hat eine eigene Broschüre zu dem Thema Leben mit Natur-
gefahren (Brandstetter et al., 2010) veröffentlicht. Hierbei wird den Bewohnern von 
gefährdeten Gebieten empfohlen, einen persönlichen Alarmplan zu entwickeln und 
diesen auch regelmäßig zu üben. In einem Alarmplan sollten Verhaltensregeln sowie 
die genaue Aufgabenverteilung in der Familie geregelt sein. Wichtige Fragen wie z.B. 
„Wer entscheidet, wann eine Evakuierung notwendig ist?“ oder „Wie werden die Kin-
der in Sicherheit gebracht?“ und „Wer ist für das Anbringen von Schutzmaßnahmen 
verantwortlich?“ sowie „Wer bringt das KFZ aus dem Gefahrenbereich“ sind vorab zu 
klären und Handlungsabläufe festzulegen. Sandsäcke und Pumpen sollten als etwai-
ge Schutzmaßnahmen im Notfall leicht zugänglich aufbewahrt und von Zeit zu Zeit 
gewartet werden. Zusätzlich kann man seinen Grund und Boden gegen Naturgefah-
ren versichern lassen, um zumindest eventuelle Gefahr einer finanziellen Notlage 
abzufangen.  

Besteht für das Baugebiet keine Einschränkung durch einen Gefahrenzonenplan, 
kann ein Schaden durch Hochwasser oder hoch stehendes Grundwasser nicht aus-
geschlossen werden. Laut Lebensministerium (2011) sollte man z.B. auf alte Ge-
bietsnamen sowie trockene Gerinne achten. Hochwassermarken bei bestehenden 
Gebäuden und die Nutzung der Kellergeschoße können auch Aufschluss über mögli-
che Wasserstände geben. Bei Neubauten und Sanierungen sollten diese Informatio-
nen unbedingt mitberücksichtigt werden, um die entsprechenden Materialien und 
Bauweisen auswählen zu können und das Schadenspotential zu verringern. Wichtige 
elektrische Installationen sowie die Heizungsanlage sollten in den Obergeschoßen 
angebracht werden. 
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4.2.1.2 Versickerung von Niederschlagswasser 

Flächenversickerung 

Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, Oberflächenwässer je nach vorhandener Flä-
chenverfügbarkeit zur Versickerung zu bringen. Grundsätzlich sollten Oberflächen-
wässer über eine begrünte Oberbodenpassage versickern, da anhand des Durchlau-
fens dieser bewachsenen Schicht viele Schadstoffe gebunden und abgebaut werden 
können. Der Sickerraum (Sohle des Versickerungsbauwerks) bis zum Grundwasser-
spiegel sollte hierbei mind. 1,50 m betragen (ÖWAV-Regelblatt 35, 2003). 

Bei der Flächenversickerung wird der Abflussraum neben befestigten Flächen ge-
nutzt. Anhand von durchlässigen Bodenbelägen (z.B. Rasengittersteine oder Rasen-
fugenpflaster) kann das Niederschlagswasser aber auch an Ort und Stelle zur Versi-
ckerung gebracht werden. Damit ein Einstau der Versickerungsfläche vermieden 
werden kann, sollte ein durchlässiger, bewachsener Oberboden mit einer größeren 
Versickerungsleistung (kf > 10-5 m/s), wie z.B. einer Grasnarbe oder einem Schotter-
rasen, verwendet werden (Sieker, 2011) 

Muldenversickerung 

Bei der Muldenversickerung wird durch das Ausheben einer bewachsenen Erdmulde 
eine zeitweise Speicherung des Niederschlagswassers hervorgerufen. Die max. 
Einstauhöhe sollte hierbei 30 cm nicht überschreiten, da lt. ÖWAV Regelblatt 35 
(2003) ein längeres Einstauen des Wassers zu einer Verschlickung der Mulde führen 
könnte und somit eine Versickerung nur mehr eingeschränkt möglich wäre. 

 
Abbildung 8:Muldenversickerung 

(http://www.provinz.bz.it/umweltagentur/wasser/regenwasserbewirtschaftung.asp) 
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Versickerungsbecken 

Das Versickerungsbecken ist eine Erweiterung der Versickerungsmulde. Der Unter-
schied besteht in der größeren Einstauhöhe und in der dadurch möglichen kleineren 
Bemessung der sickerfähigen Fläche (ÖWAV Regelblatt 35, 2003). Um eine Abdich-
tung der Beckensohle durch Feststoffe zu vermeiden, können Straßenabwässer über 
Mulden und Gräben zum Versickerungsbecken geleitet werden. Dies führt bereits im 
Vorfeld zu einem Absetzen der Feststoffe. Ist dies nicht möglich, kann mit einem vor-
geschalteten Absetzbecken Abhilfe geschaffen werden.  

Rigolen(-rohr-)versickerung und Muldenrigolen(-rohr-)versickerung 

Bei Rigolen oder Sickerrohren erfolgt die Versickerung linienförmig. Hierbei wird ein 
Graben ausgehoben, der mit Kies wieder aufgefüllt wird. Zur rascheren Versickerung 
kann zusätzlich ein perforiertes Sickerrohr in den Kieskörper eingelegt werden. Zu 
diesem typischen Anwendungsbereich zählen gering mächtige Deckschichten mit 
einer darunter liegenden durchlässigen Schicht mit einer Versickerungsleistung von 
mehr als 1*10-6 m/s liegt (Geiger et al., 2009) 

Ein kombiniertes System der Versickerung stellt die Mulden-Rigolenversickerung dar. 
Hierbei wird das Wasser durch die Mulde selbst sowie durch ein darunterliegendes 
Drainrohr an der Sohle der Rigole abgeleitet. Es findet eine gedrosselte Ableitung 
der Regenwässer in den Untergrund statt. Dieses System wird dann angewendet, 
wenn die Versickerungsleistung (kf-Wert < 10-6 m/s) des Bodens durch Mulden allei-
ne nicht gegeben ist.  

 

Abbildung 9: Mulden-Rigolenversickerung 
(http://www.provinz.bz.it/umweltagentur/images/Seite17_mulden_rigolenversickerung.png) 

Eine Versickerung durch eine Oberbodenpassage sollte immer der Vorzug gegeben 
werden, da am meisten Schadstoffe aus dem Niederschlagswasser gefiltert und ab-
gebaut werden können. 
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Schachtversickerung 

Eine weitere Variante wäre die Versickerung über Sickerschächte. Bei der Schacht-
versickerung wird das Niederschlagswasser in einen Schacht eingeleitet und an des-
sen Sohle und Seitenwände zur Versickerung gebracht. Der Schadstoffrückhalt ist 
bei diesem System durch Fehlen der humosen Oberbodenpassage nicht im selben 
Ausmaß wie bei einer Oberflächenversickerung gegeben. Ein Vorteil gegenüber den 
anderen Versickerungsarten ist der geringe Platzbedarf der Anlage. Durch das ge-
ringe Speichervolumen wird die Schachtversickerung am Häufigsten für kleinere 
Entwässerungsflächen verwendet. Die geeignete Sickerleistung des Bodens sollte 
einen kf-Wert von 10-5 m/s aufweisen (Sieker et al., 2003). 

 
Abbildung 10: Sickerschacht 

(http://www.provinz.bz.it/umweltagentur/wasser/regenwasserbewirtschaftung.asp) 

 

4.2.1.3 Retention von Niederschlagswasserabflüssen 

Stauraumkanal 

In städtischen Gebieten, in denen das Platzangebot für große Retentionsanlagen 
gering ist, sind Stauraumkanäle eine gute Alternative, um einen Regenrückhalt zu 
gewährleisten. Stauraumkanäle dienen nur der Reduktion der Abflussspitze, wobei 
die Füllmenge wesentlich vom fassbaren Volumen des Kanals abhängt.  

In Siedlungsgebieten soll das angefallene Niederschlagswasser möglichst rasch in 
die Kanalisation abgeleitet werden, dies kann zu einer hydraulischen Überlastung 
des Kanalnetzes sowie der Kläranlage führen. Alte Kanäle großer Dimension können 
sehr gut zur Minderung des Spitzenabflusses verwendet werden, da die großen Di-
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mensionen des Kanalrohrs als Wasserspeicher genutzt werden können (Sieker, 
2005). 

  
Abbildung 11: Funktionsschema sowie Abbildung eines Stauraumkanals 

(http://www.nuernberg.de/internet/abwasser/regenbecken.html und  
http://www.fischer-teamplan.de/fachbereiche/abwasserableitung/rrb-rueb-rkb/ ) 

Stauraumkanäle werden sowohl ohne als auch mit einem Regenüberlauf gebaut. Bei 
letzterem erfolgt eine Entlastung bei Vollfüllung in einen Vorfluter.  

Retentionsfilteranlagen 

Filteranlagen werden beispielsweise bei stark verunreinigten Oberflächenwässern als 
Kombination mit einem Retentionsraum als Retentionsfilterbecken ausgeführt, und 
dienen dem Rückhalt partikulärer Stoffe, sowie der Entfernung mancher gelöster 
Stoffe durch Adsorption und biologischem Abbau. Der Aufbau solcher Anlagen be-
steht aus der Filtersohle, die als Drainschicht fungiert und einer darüber liegenden 
bepflanzten Filterschicht. Filteranlagen sollten immer in Kombination mit einer vorge-
schalteten Sedimentationsanlage errichtet werden, da die absetzbaren Stoffe die 
Filterschicht mit der Zeit verstopfen würden. 

Regenrückhalteanlagen 

Regenrückhalteanlagen werden zur Reduktion von Abflussspitzen in einen Vorfluter 
sowie zur Entlastung des Kanals verwendet. Sie dienen als Retentionsraum, sowie 
als Absetzbecken und reduzieren somit die stoffliche Maximalbelastung des Gewäs-
sers.  
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4.2.2 Baulicher Objektschutz  

Besitzt man trotz all der vorher genannten Aspekte ein Grundstück oder Haus in ei-
nem Gefährdungsgebiet, gibt es nun einige Möglichkeiten, ein Gebäude hochwas-
sersicher zu gestalten. Bei der Planung eines Neubaues oder der Sanierung eines 
Gebäudes müssen die möglichen Gefährdungen durch Überflutungen und einen 
Grundwasserhochstand unbedingt mitberücksichtigt werden, um mögliche Schäden 
zu vermeiden.  

Laut Lebensministerium (Brandstetter et al., 2010) gibt es zwei prinzipielle Schutz-
strategien, um ein Gebäude vor Hochwasser zu schützen. Einerseits gibt es die Mög-
lichkeit, das Gebäude vor dem Eindringen von Wasser zu schützen und andererseits 
besteht die Möglichkeit der gezielten Flutung des Gebäudes, um größere Schäden 
zu vermeiden. Welche Variante für ein bestimmtes Objekt zu bevorzugen ist, muss in 
jedem Fall einzeln geprüft werden.   

 

 
Abbildung 12: Wege des Wassers ins Gebäude (Brandstetter et al., 2010) 

 

Ein Gebäude kann viele Schwachstellen besitzen, die das Eindringen von Wasser 
begünstigen. In Abbildung 12 wird schematisch dargestellt, wo sich einige Problem-
punkte befinden. Demnach kann Grundwasser von der Kellersohle, den –wänden 
sowie undichten Hausanschlüssen ins Gebäude gelangen und zu einer Durchnäs-
sung der Kellerwände und zur Schimmelbildung führen. Kapillarwasser steigt entge-
gen der Schwerkraft im Bauteil nach oben und es kann dort zu einer oberflächlichen 
Materialzerstörung aufgrund von mitgeführten Salzen kommen. Durch starke Regen-
ereignisse können sich Abwässer vom Kanal bis zum Hausanschluss zurückstauen 
und über Sanitäreinrichtungen und Kellergullys ins Haus geraten. Oberflächenwasser 
nimmt seinen Weg über undichte Wände, Fenster und Türen ins Obergeschoß oder 
auch über undichte Lichtschächte in den Keller. Das Eindringen von Wasser ins Ge-
bäude stellt im Allgemeinen keine Gefahr für die Standsicherheit dar. Es können je-
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doch Gebäudeteile wie Türen, Böden, Wandverkleidungen, usw., sowie Einrich-
tungsgegenstände beschädigt werden. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, 
Schutzmaßnahmen gegen das Eindringen von Wasser in das Gebäude zu errichten.  

Um der Gefahr durch ein Hochwasser wirksam entgegentreten zu können, sind noch 
einige bautechnische Grundlagen zu berücksichtigen. Hierbei geht es vor allem um 
das Aufschwimmen und das Wegschwemmen des Gebäudes im Hochwasserfall. Bei 
Starkregenereignissen kann der Grundwasserpegel steigen und sogar die Funda-
mentsohle des Gebäudes erreichen. Dies kann dann problematisch werden, wenn 
der Wasserdruck dermaßen ansteigt, dass er höher wird als die Gesamtlast des 
Bauwerkes und es zum Aufschwimmen kommt. Im Extremfall kann dies zum Einsturz 
des Gebäudes führen. Bei einer Überschwemmung können große Wassermaßen 
entstehen, die anhand der Strömungsgeschwindigkeit und des Wasserdrucks große 
Lasten auf die Gebäudehülle aufbringen. Durch die Schleppkraft des Wassers kann 
eine Bodenerosion entstehen, wodurch die Möglichkeit besteht, dass das Fundament 
mit Wasser unterspült wird und die Standsicherheit des Gebäudes nicht mehr gege-
ben ist. Bei der Planung müssen die örtlichen Gegebenheiten stärker berücksichtigt 
werden, um den Schaden in Gefährdungsgebieten zu minimieren und die Sicherheit 
des eigenen Lebens zu garantieren.  

 
Abbildung 13: Auswirkungen eines Grundwasseranstiegs (links) und einer Überschwemmung (rechts) auf 

die Gebäudehülle (Brandstetter et al., 2010) 

 

Auftriebssicherung 

Erreicht der Grundwasserspiegel die Gebäudesohle, führt das verdrängte Wasservo-
lumen zu Auftriebskräften am Gebäude und nimmt mit ansteigendem Wasserspiegel 
weiter zu. Folglich muss eine ausreichende Gebäudelast aufgebracht werden, damit 
bei steigendem Grundwasserspiegel das Gebäude nicht aufschwimmen kann. Im 
schlimmsten Fall könnte das Bauwerk zerstört werden.  
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Ein Richtwert für die Dimensionierung legt fest, dass die Summe aller Gebäudelasten 
mindestens größer als 10 % der Auftriebskraft des Wassers sein soll. Die Funda-
mentplatte ist biegesteif auszuführen und mit dem Bauwerk zu verbinden. Neben der 
Auftriebssicherheit des Gesamtgebäudes müssen auch die einzelnen Gebäudeteile 
für einen erhöhten Wasserdruck bemessen werden (Ruiz et al., 2010).  

Auswahl geeigneter Baumaterialien  
Wasserbeständige Baumaterialien sind in der Lage, das Gebäude sowie Teile davon 
gegenüber Wasser zu schützen und einen Schaden an der Gebäudesubstanz sowie 
der Innenausstattung zu vermeiden oder zumindest zu minimieren. Hier sind laut Le-
bensministerium (Brandstetter et al., 2010) einige Baumaterialien angeführt, die für 
diesen Zweck geeignet sind.  

 
Abbildung 14: geeignete und ungeeignete Baumaterialien in Hochwassergebieten  

(Brandstetter et al., 2010) 
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Wasserdichte Bauausführung 

Neubau 
Bei Neubauten ist die Ausführung des Kellergeschoßes als „Weiße“ oder „Schwarze“ 
Wanne empfehlenswert. Ein Gebäude lässt sich vor Grundwassereintritt mittels einer 
Abdichtung des Untergeschoßes schützen. Dies wird anhand einer allseitig um-
schlossenen Dichtwanne, die bis zum erwarteten Höchststand des Grundwassers 
reicht, bewirkt. Es wäre vorteilhaft, wenn etwaige Wanddurchlässe über dieser Ebe-
ne angeordnete werden. Die Abdichtung sollte mindestens 30 cm über den erwarte-
ten Grundwasserstand führen. Es gibt die Ausführungsmöglichkeit als „Schwarze 
Wanne“ mit einer Dichtungsbahn oder als „Weiße Wanne“ mit einem wasserundurch-
lässigen Beton. Die Kosten für Abdichtungsmaßnahmen bei einem Neubau belaufen 
sich nach Hamburg Wasser (Schönfelder et al., 2012) auf etwa 20 € bis 35 € je m² 
Kelleraußenwandfläche.  

        
Abbildung 15: Ausführung einer Schwarzen Wanne (links) und einer Weißen Wanne (rechts) 

(Brandstetter et al., 2010) 

Für die Abdichtung als „Schwarze Wanne“ werden Bitumen- oder Kunststoffbahnen 
verwendet, die auf die Außenseite des Mauerwerks und der Gebäudesohle zweilagig 
angebracht werden. Besonders wichtig ist die ordentliche Ausführung, so dass kein 
Wasser durch undichte Stellen oder Risse in der Bahn eindringen kann. Deswegen 
sollten die Ränder mit 10 cm Überlappung verschweißt werden. Da die Kellerwand 
selbst nicht wasserundurchlässig betoniert werden muss, sind die Herstellungskos-
ten aufgrund des geringeren Bewehrungsanteils günstiger als bei der „Weißen Wan-
ne“. Es besteht die Möglichkeit, ein Gebäude nachträglich mit einer „Schwarzen 
Wanne“ zu versehen. Dies ist eine technisch schwierigere und ebenso teurere Vari-
ante. Dabei werden die Bahnen auf der Innenseite der Wände und des Kellerbodens 
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angebracht. Zusätzlich muss die Abdichtung mit einem Betontrog gegen drückendes 
Wasser gesichert werden. 

Bei der Weißen Wanne erfolgt die Abdichtung mithilfe eines wasserundurchlässigen 
Betons. Die Außenwände sowie die Kellersohle werden als geschlossene Wanne 
betoniert. Etwaige Arbeitsfugen und Wandanschlüsse müssen mit einem Dichtungs-
band versehen werden, damit kein Wasser durch die Fugen eindringen kann. Auch 
hier ist auf eine sorgfältige Ausführung zu achten. Der Beton muss sehr gut verdich-
tet werden, um einen möglichst hohen Wassereindringwiderstand zu erzeugen. Die-
se Ausführung ist nicht vollkommen wasserundurchlässig. Es kann noch immer 
Wasserdampf durch die Konstruktion eindringen. Bei beheizten Kellern sollte deshalb 
an der Kelleraußenwand eine Dampfbremse angebracht werden. Zusätzlich ist es 
ratsam, auf feuchtigkeitsempfindliche Bodenbeläge zu verzichten. 

 
Abbildung 16: Notwendige Dichtmaßnahmen bei Anschlüssen und Mauerdurchführungen bei einer  

Weißen Wanne (http://www.maxfrank.at/at/technologien/wu-bauwerke.php) 

Die Funktionsfähigkeit einer Weißen Wanne kann nur durch die wasserdichte Aus-
führung von Rohrdurchführungen und Installationsleitungen mit sogenannten Dicht-
einsätzen und Fugendichtbändern gewährleistet werden (Abbildung 16).  

Steht der Keller im drückenden oder anstauenden Grundwasserkörper, ist eine dop-
pelt geflämmte Bitumendichtbahn empfehlenswert. 

Bestand 
Bei bestehenden Gebäuden kann die Bausubstanz durch nachträgliches Anbringen 
von Abdichtungen wieder aufgewertet und verbessert werden. Eine nachträgliche 
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Abdichtung von bestehenden Gebäuden ist meist eine teure und arbeitsintensive 
Angelegenheit. Wichtig ist das Herstellen einer vertikalen Außenabdichtung in Kom-
bination mit horizontalen Dichtmaßnahmen. Zum Aufbringen der Vertikalabdichtung 
muss die Außenwand des Gebäudes freigelegt und lose sowie verschmutzte Mauer-
werksteile vorbehandelt werden. Als Dichtmaterialien werden Kunststoffbahnen, Bi-
tumendichtbahnen sowie Bitumendickbeschichtungen verwendet.  

Um den aufsteigenden Wassertransport im Mauerwerk zu unterbinden, sind horizon-
tale Dichtmaßnahmen wie mechanische Verfahren oder Injektionsverfahren 
(Abbildung 17) möglich.  

 
Abbildung 17: Horizontale Abdichtung mittels Injektion  

(Schönfelder et al., 2012) 

Injektionsverfahren können auch zur nachträglichen Innenabdichtung herangezogen 
werden, wobei einer Außenabdichtung (z.B. Bitumendickbeschichtung) – wenn mög-
lich - der Vorzug zu geben ist, da das Mauerwerk vor einer neuerlichen Durchfeuch-
tung geschützt ist und austrocknen kann. Hierzu verwendet man entweder die Flä-
cheninjektion, bei der das Mauerwerk rasterförmig mit dem Injektionsstoff versehen 
wird oder die sogenannte Schleierinjektion, bei welcher die Wand völlig durchbohrt 
wird und sich eine Schutzschicht auf der Außenseite bildet, die vor Feuchteeintritt 
schützt. Die Abdichtungskosten beim Injektionsverfahren belaufen sich auf etwa 
150 € bis 200 € je Laufmeter Kelleraußenwand (Schönfelder et al., 2012). 

Bauliche Maßnahmen 

Anhand baulicher Maßnahmen, kann man sein Gebäude vor dem Eindringen von 
Oberflächenwasser schützen. Bei Überflutungen aus angrenzenden Bächen oder 
von Straßenflächen kann anstelle eines Zaunes eine Mauer errichtet werden, an der 
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das Wasser vorbeifließen kann. Auch der Zugang über eine kurze Treppe oder ein 
Podest schützt vor eindringendem Wasser. Wichtige Installationen und das Hei-
zungssystem sollten in vom Hochwasser nicht mehr betroffenen Geschoßen einge-
baut werden. Für geringere Wasserstände würden Kellerfensterschächte, die etwas 
über dem Geländeniveau liegen, ausreichen. 

 

 
Abbildung 18: Darstellung einer richtigen und falschen Ausführung eines überflutungssicheren  

Lichtschachtes (Schönfelder et al., 2012) 

In vielen Bauten liegt der Erdgeschoßfußboden etwa auf Geländehöhe, dadurch 
werden die Kellerfenster als Lichtschächte ausgeführt. Damit kein Niederschlags-
wasser in die Lichtschächte gelangen kann, muss die Schachtkante mind. 15 cm bis 
30 cm über der Geländeoberkante liegen (Abbildung 18). Die Lichtschachtsohle soll-
te erst 15 cm unter dem Kellerfenster beginnen. Falls Wasser in den Lichtschacht 
gelangen sollte, wird dies über eine Öffnung zur Versickerung oder Dränung ge-
bracht. Zusätzlich können die Kellerfenster mit einer Dichtklappe ausgestattet sein, 
die bei einer Überflutung am Rahmen fest verschraubt wird.  

Auch Kellereingänge sollten mit einer Aufkantung versehen sein. Dies ist besonders 
dann wichtig, wenn sich im Keller eine Rückstauklappe befindet. Ist die Klappe durch 
einen Kanalrückstau geschlossen, könnte Oberflächenwasser über den Kellerein-
gang eindringen und nicht mehr abfließen, wodurch es im Keller zu einer Überflutung 
käme. Ebenso ist eine Überdachung des Kellerab- und eingangs empfehlenswert.  
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Rückstausicherungen 
Bei Starkregenereignissen kann die hydraulische Leistungsfähigkeit der Kanalisation 
aufgrund der Dimensionierungsvorschriften nach ON EN 752 und dem ÖWAV Re-
gelblatt 11 überschritten werden und das Abwasser wird zurückgestaut. Bei einem 
Überstau kommt es zu einem Wasseraustritt aus der Kanalisation bzw. ist kein Was-
sereintritt ins Kanalnetz möglich. Die Rückstauebene kann bis ins Gebäude zurück-
reichen und Abwasser kann über Sanitäreinrichtungen austreten. Dabei ist jeder Be-
reich unter der Rückstauebene gefährdet, da das Abwasser an jeder Stelle des 
Rohrsystems dieselbe Höhe aufweist (Schönfelder et al., 2012). Um dies zu verhin-
dern muss gemäß ÖNORM B 2501 (2009) in jedem Gebäude ein Rückstauver-
schluss oder eine Abwasserhebeanlage vorhanden sein.  

 

Abbildung 19: Gebäude ohne (linke Abbildung) und mit Einbau einer Rückstausicherung 
(http://www.selbst.de/sites/default/files/imagecache/Headerbild/pictures/import/headerbild_bauidee/11439

9_485.jpg)  

Eine Hebeanlage ist dann sinnvoll, wenn sich der eigene Hauskanal unter dem Ni-
veau des Straßenkanals befindet und deshalb das Abwasser in die Höhe des Einlei-
tungskanals zu pumpen ist. Hierbei wird das Abwasser, welches sich unter der 
Rückstauebene befindet, gesammelt und mithilfe einer Pumpe über diese gehoben 
und in den Sammelkanal abgeleitet. Hierbei muss die Druckleitung gemäße ON EN 
12056-4 (2000) über die Rückstauebene geführt werden. Diese Variante bietet ge-
mäß AQUA-Bautechnik GmbH (2011) einen vollständigen Schutz gegen Rückstau, 
ist jedoch kostenintensiver als ein Rückstauverschluss. Der Rückstau aus dem Ka-
nalnetz kann nur in der Sammelleitung fortgesetzt werden. Die ÖNORM B 2501 
(2009) schreibt für Flächen, die unter der Rückstauebene liegen und in den Kanal 
entwässert werden, eine Regenwasserhebeanlage vor.  

Bei Altbestand besteht nach ÖNORM B 2501 (2009) die Lösung, einen Rückstauver-
schluss mittels automatischen Schiebers in Sammel- und Grundleitung zu situieren, 
wobei für anfallende Wässer oberhalb des Schiebers, Hebeanlagen vorzusehen sind. 
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Unter einem Rückstauverschluss wird die Unterbrechung des Durchflusses von einer 
rückstaugefährdeten  Abwasserleitung durch Klappen, Schieberplatten und Quetsch-
ventile verstanden (AQUA-Bautechnik GmbH, 2011). Beide Varianten der Rückstau-
sicherung sollten mindestens zweimal jährlich gewartet werden. Laut ÖNORM B 
2501 (2009) kann in Ausnahmefällen bei selten benutzen Entwässerungsgegenstän-
den in Räumen unter der Rückstauebene ein Rückstauverschluss eingebaut werden.  

Ein Rückstauverschluss sollte nur bei Leitungen eingesetzt werden, die in einem na-
türlichen Gefälle zum Hauptanschluss entwässern und in Räumen für untergeordnete 
Zwecke installiert werden. Je nach Abwasserart können verschiedene Bauarten ver-
wendet werden. Das Abwasser oberhalb der Rückstauebene darf nicht über einen 
Rückstauverschluss geführt werden, da keine Gefährdung durch Rückstau besteht 
(Schönfelder et al., 2012). Diese Abläufe sind im freien Gefälle hinter einer Rück-
stausicherung an die Hausanschlussleitung anzuschließen, da das Abwasser an-
sonsten aus den höher gelegenen Ablaufstellen bei geschlossenem Rückstauver-
schluss aus den Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene wieder austreten würde 
(AQUA-Bautechnik GmbH, 2011).  

 
Abbildung 20: Rückstauverschluss bei Kanalrückstau (Schönfelder et al., 2012) 

Die Kosten (Schönfelder et al., 2012) für einen Rückstauverschluss mit selbsttätigen 
Verschlüssen betragen 100 € bis 800 €. Für jene von Fremdenergie betriebenen 
selbsttätigen Verschlüssen, die während eines Rückstaus eine Abwasserentsorgung 
ermöglichen, betragen die Kosten zwischen 1.000 € und 5.000 €. Für eine Abwas-
serhebeanlage zur Entwässerung eines WCs kann man mit etwa 1.000 € rechnen. 
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Drainagen 
Eine Dränung ist bei schwach durchlässigen Böden (hoher Ton- und Schluffanteil) 
eine sinnvolle Maßnahme, um erdberührte Bauteile vor aufstauendem Sickerwasser 
zu schützen. Ein Dränrohr wird etwa 20 cm unterhalb der Kellersohle um das Ge-
bäude herum in Form einer Ringleitung verlegt, in dem das Sickerwasser gesammelt 
wird. Für die Funktionsfähigkeit werden eine Filterschicht und eine Sickerschicht aus 
Kies und Sand hergestellt. Um eine Verschlämmung und die damit einhergehende 
Funktionsstörung einer Dränung zu vermeiden, sollte um die Sickerschicht ein Filter-
vlies eingebaut werden, das vor Feinteilen schützt. Das anfallende Sickerwasser wird 
über ein Gefälle von 1 % zu einem Vorfluter, einem Mischwasserkanal oder einer 
Versickerungsanlage geführt. Um eine dauerhafte Funktionsfähigkeit zu gewährleis-
ten, sollte ein Spülschacht zur späteren Wartung unbedingt errichtet werden. Bei ho-
hem Grundwasserstand besitzt eine Dränung keine Wirkung.  

 
Abbildung 21: Bestandteile einer Drainage (Schönfelder et al., 2012) 

Die Dränung bei einem Neubau mit etwa 100 m² Kellerfläche kostet laut Hamburg 
Wasser (Schönfelder et al., 2012) etwa 4.000 € bis 8.000 €. Oftmals wird eine Drai-
nage als „Sickerschacht“ angesehen und das Regenwasser aus den Dachabflüssen 
eingeleitet. Das ist jedoch ein fataler Fehler und kann zu einer Fundamentunterspü-
lung führen. Eine Sickeranlage muss einen ausreichenden Abstand zum Gebäude 
von mindestens drei Metern aufweisen und dient dem Zweck, Niederschlagswasser 
auf eigenem Grund zur Versickerung zu bringen. Eine Drainage hingegen hat die 
Aufgabe, den Wasseranstau am Gebäude zu vermeiden, um dieses vor Aufschwim-
men oder vor einer Fundamentunterspülung zu schützen  
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4.2.3 Mobiler Objektschutz  

Nach den heutigen Maßstäben und technischen Möglichkeiten kann man, ohne die 
Gebäudesubstanz verändern zu müssen, auf recht einfache Art und Weise Schutz-
vorkehrungen treffen. 

 
Abbildung 22: Dammbalkensystem für eine Eingangstür und eine Fensterdichtklappe  

(Schönfelder et al., 2012) 

Eine sinnvolle Lösung für Garagen, Tiefgaragen oder Grundstückseinfahrten stellen 
teilmobile Schutzelemente wie Dammbalkensysteme oder Schotten dar. An fest ver-
ankerten Schienen werden die Balken eingesetzt und schützen bei rechtzeitiger Auf-
stellung innerhalb weniger Minuten vor Überflutungen. 

  
Abbildung 23: drehbare Gartentür Typ WHS; links offen und recht geschlossen (http://www.me-

hochwasserschutz.at/Hochwasserschutz-Beispielfotos/hochwasserschutz-tueren.htm) 

Kellerfenster können mit Passstücken wie Fensterdichtklappen (Abbildung 22) ver-
sehen werden. Hierbei wird der Rahmen der Klappe vor dem Rahmen des Fensters 
angebracht. Im Bedarfsfall wird die Klappe verschlossen und am Rahmen ver-
schraubt. Die Materialkosten belaufen sich nach Hamburg Wasser (Schönfelder et 
al., 2012) für eine 50 cm x 50  cm große Dichtklappe auf etwa 400 € bis 600 €, für 
eine 100 cm x 100 cm große Klappe auf 1.500 € bis 2.000 €. Für ein Dammbalken-
system ergibt sich eine Kostenspanne von 750 € bis 2.000 € pro m² Balkenfläche. 

Ein Dicht-Platten-System eignet sich beispielsweise für den Einbau von Fenstern, 
Türen, Toren und Einfahrten. Hierbei wird ein verzinkter Stahlrahmen an der Gebäu-
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deöffnung montiert und im Bedarfsfall werden Aluminium-Wabenplatten (7 kg/m² 
Gewicht) mithilfe von Magneten und Dichtungen in den Rahmen gedrückt. Um die 
schnelle Handhabung bei Einfahrten zu erleichtern, gibt es die Möglichkeit der Aus-
führung als drehbares Tor (Abbildung 23). Diese Variante ist besonders für ältere 
Menschen, aber auch für Frauen und Kinder, für die die Balkenelemente eine zu 
schwere Last sein können, eine geeignete Lösung, sich vor urbanen Sturzfluten zu 
schützen.  

Für dieses System kann man von einem Richtpreis für ein Kellerfenster mit den Ab-
messungen von 80 cm x 60 cm von 730 € (inkl. Montage) ausgehen, wobei die Stau-
höhe mit max. 50 cm angegeben wird. Für ein Einfahrtstor beispielsweise würde eine 
Dicht-Platte mit den Abmessungen 300 cm x 50 cm rund 1.800 € (inkl. Montage) kos-
ten. Bei undichten Kellerfenstern werden wasserdichte Fenster - für Standartgrößen - 
zu einem Preis von 330 € bis 660 € angeboten. 

  
Abbildung 24: Garagentore links mit WHS System und rechts mit einem Dammbalkensystem DPS 2000 

(http://www.me-hochwasserschutz.at/Hochwasserschutz-Beispielfotos/hochwasserschutz-tore.htm) 

Mit dem Einsatz von Dammbalkensystemen (z.B. DPS 2000) ist die Einrichtung von 
Schutzwänden bis zu einer Höhe von 4 m möglich und die Halterungen werden in 
der Regel an bestehenden Mauern und Betonfundamenten verschraubt, in die wie-
derum die Dammbalken eingehängt werden (Abbildung 24).  

Ein weiteres sehr innovatives System nennt sich FLOODSTOP (ME Hochwasser-
schutz). Darunter versteht man mobile bis zu einem Meter lange Kunststoffhohlkör-
per, die an der Unterseite mit Dichtbändern versehen sind. Bei einer Überflutung fül-
len sich die Hohlkörper automatisch mit Wasser und pressen durch das Wasserge-
wicht die Dichtung gegen den Boden. Ein Element von etwa 50 cm Höhe hat ein 
Gewicht von 6 kg und kann von einer Person leicht montiert werden. 

Das FLOODSTOP System ist besonders für Einfahrten und Tore ab 3 m Breite als 
großräumige Schutzmaßnahme interessant. Der Laufmeterpreis beträgt 249 € bei 
einer Elementhöhe von 50 cm. Das DPS 2000 System ist teurer als die Dichtplatten 
und wird eher zum Schutz vor Flusshochwasser als großflächiges Schutzsystem 
verwendet. Die Elemente sind schwerer und müssen daher von zwei Personen mon-
tiert werden.  
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Abbildung 25: FLOODSTOP zum Schutz vor Überflutungen  

(http://www.me-hochwasserschutz.at/FLOODSTOP%20-%20Infoblatt.pdf) 

Vorwiegend sorgen viele dieser Systeme nachträglich für einen Hochwasserschutz. 
Berücksichtigt man nur einige der eben genannten baulichen und mobilen Schutz-
maßnahmen, kann man sich in seinem Gebäude weitestgehend vor urbanen Sturz-
fluten sicher fühlen. Aber man muss sich immer wieder in Erinnerung rufen, dass es 
keinen absoluten Schutz vor Schäden durch eine Naturgewalt, wie dies ein Hoch-
wasser darstellt, gibt. 
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5 Fallstudie – Projektgebiet „Glesingerstraße“ 

5.1 Ausgangssituation im Projektgebiet 

Das Projekt „Schutz- und Siedlungswasserwirtschaftliche Modellstudie Bründlbach“ 
wird vom Land Steiermark, der Stadt Graz und dem Lebensministerium gefördert, um 
am Beispiel der „Glesingerstraße“ Handlungsempfehlungen zur Erreichung eines 
angemessenen Schutzzieles vor urbanen Überflutungen zu erarbeiten. 

Aufgrund der unzureichenden Niederschlagswasserbewirtschaftung von Dach-, Hof- 
und Straßenflächen, insbesondere durch die Einleitungsverpflichtung der Dachwäs-
ser der in den 60iger Jahren erbauten Gebäude, sowie durch die zusätzliche Einlei-
tung des Bründlbachs in den Kanal, erreicht die Mischwasserkanalisation bei Stark-
regenereignissen regelmäßig die Grenzen ihrer hydraulischen Leistungsfähigkeit und 
es kommt jährlich mehrmals zu einem Überstau und zu einer Überflutung ausgehend 
von der Kanalisation. Die durchgeführte Bürgerbefragung ergab, dass von den Jah-
ren 2007 bis 2011 mehr als 150 Gebäude im Gebiet der Glesingerstraße überflutet 
worden sind. 

 
Abbildung 26: In rot sind die überfluteten Gebäude von 2007 bis 2011 dargestellt (ECOSTORMA,2013) 

Der Bründlbach weist ein HQ100 (hundertjährliches Hochwasser) von 6,6 m³/s auf 
(Ingenieurbüro Hydroconsult GmbH, Sachprogramm GRAZER BÄCHE, 2006). Das 
Einlaufbauwerk für das Bachwasser in den weiterführenden Kanal kann jedoch nur 
eine Wassermenge von 300 l/s aufnehmen. Dadurch kommt es bei stärkeren Nieder-
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schlagsereignissen vermehrt zu einem Rückstau sowie zu einer Überflutung der um-
liegenden Flächen.  

Als erste Hochwasserschutzmaßnahme erfolgte im November 2011 der Spatenstich 
für den Bau eines Regenrückhaltebeckens, um die Einleitung der Niederschlagswäs-
ser in die öffentliche Mischwasserkanalisation bis zu einem 100-jährlichen Ereignis 
zu verhindern. Damit ist jedoch noch kein absoluter Schutz für das Siedlungsgebiet 
gegeben, da durch die Siedlungsverbauung große natürliche Versickerungsflächen 
für die Aufnahme der Niederschlagswässer wegfallen und dieser Umstand bei Stark-
regen zu Überschwemmung aufgrund des Oberflächenabflusses führen kann.  

 
Abbildung 27: Darstellung der Rückhalte- und Versickerungsbecken am Bründlbach (Flächenwidmungs-

plan der Stadt Graz – A14 Stadtplanung, 2013) 

Die Problematik der Überflutungen aufgrund der Oberflächenabflüsse im Siedlungs-
gebiet ist durch diese Maßnahme noch nicht gänzlich gelöst. Die Bürgerbefragung 
soll Grundlagen zur Erarbeitung von Lösungsansätzen zum Schutz der Betroffenen 
liefern, sowie Aufschlüsse über bereits gesetzte Selbstschutzmaßnahmen der Anrai-
ner geben.  

Für die erforderlichen Grundlagendaten zur weiteren Analyse des Untersuchungsbe-
reiches wurde im Zuge der Projektbearbeitung eine Bürgerbefragung mittels Frage-
bögen durchgeführt. Durch die Antworten der Bewohner sollen die Fließwege des 
Hochwassers erhoben und damit mögliche Problempunkte ausfindig gemacht wer-
den. Die erhobenen Daten dienen in weiterer Folge zur Kalibrierung und Validierung 

Rückhaltebecken/ 
Retentionsfläche

Zukünftig nicht mehr im 
Überflutungsbereich des 
HQ30/100 
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für die modelltechnische Abbildung der Fließwege im Untersuchungsgebiet, welche 
im Rahmen der Projektstudie HouSui durchgeführt wird. Im Zuge der Fragebogen-
erarbeitung fließt außerdem der Themenbereich der Niederschlagswasserbewirt-
schaftung für die Projektstudie ECOSTORMA mit ein. 

5.2 Beschreibung des Projektgebietes 

5.2.1 Geographische Lage  

Das Projektgebiet „Glesingerstraße“ umfasst rund 48 ha und 470 Objekte eines städ-
tischen Wohngebietes und befindet sich im Südwesten der Stadt Graz im Bezirk 
Straßgang. 

Wie in Abbildung 28 ersichtlich, liegt der Bründlbach rechts der Mur und hat keinerlei 
Verbindung zum Vorfluter Mur. Der Bach versickerte ursprünglich auf der Niederter-
rasse des Grazer Feldes, welches zunehmend verbaut und versiegelt wurde. Da-
durch erhöht sich die Gefahr von Überflutungen für die Gewerbe- und Siedlungsge-
biete.  

 
Abbildung 28: Orthofoto der westlichen Bezirke Wetzelsdorf und Straßgang der Stadt Graz (HouSui, 2012) 

5.2.2 Geologie und Grundwasserflurabstand 

Der Boden besteht aus einem gut sickerfähigen Murschotter mit einem kf-Wert von 
10-3 bis 10-4 m/s und einer sehr geringen bindigen Deckschicht. Der Grundwasser-
flurabstand beträgt im Untersuchungsgebiet ≥ 10 m. Die örtlichen Gegebenheiten 
zeigen, dass Versickerungsmaßnahmen umsetzbar wären.  
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Abbildung 29: Bodendurchlässigkeit im Untersuchungsgebiet (ECOSTORMA, 2013) 

5.2.3 Flächennutzung  

Der Anteil der verbauten Fläche wurde im Zuge des Projektes ECOSTORMA (2013) 
anhand von Luftbildern ausgewertet und ergab, dass über 50 % der Gesamtfläche 
mit z.B. Gebäuden, Straßen, Vorplätzen, usw. versiegelt ist.  

 
Abbildung 30: Flächenaufteilung des Projektgebietes „Glesingerstraße“ (ECOSTORMA, 2013) 

Am Rande des Siedlungsgebietes sind einige Industriebetriebe situiert, die einen ho-
hen Versiegelungsgrad aufweisen. 
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Abbildung 31: Orthofoto des Untersuchungsgebietes im Bereich der Glesingerstraße mit der Ausweisung 

der verbauten Flächen (ECOSTORMA, 2013) 

5.3 Bestands- bzw. Ursachenanalyse mittels Bürgerbefragung 

Im Zuge einer Bürgerbefragung wird die Bestandsanalyse der Gebäude, die von 
Hochwasser in der Vergangenheit heimgesucht worden sind, erarbeitet und versucht, 
die Ursachen dafür zu analysieren.  

Der Fragebogen wurde so aufgebaut, dass sich der erste Teil der Befragung mit den 
Grundstücksdaten und dem Regenwasser befasst. Danach werden einige Daten 
zum Gebäude selbst abgefragt. Im dritten Teil des Fragebogens wird der Über-
schwemmungsschutz abgehandelt und der letzte Teil beschäftigt sich mit den allge-
meinen Fragen (soziologische Erhebung) zur Person selbst. 

Bei den Grundstücksdaten wurde die Entwässerung der versiegelten Flächen erho-
ben.  

Als Hilfestellung für die Auszufüllenden wurden dem Fragebogen ein Orthofoto ( 

Abbildung 32) des betroffenen Grundstückes sowie ein bearbeitetes Foto mit farbli-
cher Kennzeichnung der zu entwässernden Flächen beigefügt. Zusätzlich wurde 
noch nach der Art der Regenwasserversickerung gefragt. Hierbei steht dem Befrag-
ten eine umfangreiche Erläuterung zu den Versickerungsarten wie der Flächen-, 
Mulden-, Rohr-; Rigolen-, und Schachtversickerung zur Verfügung. Besteht keine 
Versickerung am eigenen Grund, wurde noch nach der Bereitschaft zur Errichtung 
einer solchen gefragt.  
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Abbildung 32: Beispiel aus dem Fragebogen für die Darstellung der Entwässerungssituation 
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Eine andere Möglichkeit zur Reduktion der Einleitung des gesamten Regenwassers 
in den Kanal wäre die Speicherung des Niederschlagswassers in einer Zisterne und 
die mögliche Nutzung als Brauchwasser und Gartenbewässerung.  

Im zweiten Abschnitt des Fragebogens wurden die Daten zum Gebäude abgefragt. 
Hierbei wird nach dem Errichtungsjahr, der Kellernutzung, der Heizungsart sowie 
nach der Art der Autoabstellplätze gefragt. Die diesbezüglichen Antworten sollen 
Rückschlüsse auf die durch Überflutung entstandenen Schäden geben. Besonders 
die Art der Heizungsanlage kann für die Umwelt ein großes Schadenspotential be-
deuten, wenn z.B. durch eindringendes Wasser Heizöl in die Umwelt gelangen wür-
de.  

 
Abbildung 33: Begehung der Glesingerstraße mit Dokumentation der Tiefgaragenabfahrten in den Keller 

zweier Wohngebäude (TU Graz, Mai 2011) 

Die Frage nach der Art der Autoabstellplätze soll wiederum den Weg des Wassers 
ins Gebäude verdeutlichen. Bei einer Bestandsbegehung der Glesingerstraße fiel 
auf, dass bei vielen der Gebäude Tiefgaragenstellplätze im Keller vorhanden sind. 
Diese Abfahrten (Abbildung 33) stellen potentielle Schwachstellen im Falle urbaner 
Sturzfluten dar, an denen das Wasser beim Übersteigen des Straßenniveaues bei-
nahe ungehindert in den Keller eindringen und dort großen Schaden verursachen 
kann. 

Das Vorhandensein von Wasserflecken oder Schimmel an den Kellerwänden soll 
Rückschlüsse über die Ausführung des Kellers geben. Hierbei wurde in einem eige-
nen Punkt nach der Existenz einer Kellerabdichtung oder einer anderen wasserdich-
ten Ausführungsmethode gefragt. Ist der Nutzer jedoch im Unklaren, welche Maß-
nahmen an seinem Wohnobjekt gesetzt wurden, können Wasserflecken an den 
Wänden auf Undichtheiten deuten. In diesen Bereich wird es bei Starkregenereignis-
sen immer wieder zu Schäden kommen, so lange, bis eine Nachbesserung der Bau-
substanz vorgenommen wird.  

Der dritte Abschnitt des Fragebogens beschäftigt sich mit dem umfangreichen The-
ma des Überschwemmungsschutzes und den vergangenen Schadensbildern durch 
Überschwemmungen.  
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Ein weiterer Schutzmechanismus, um das Eindringen von Abwasser aus der Kanali-
sation durch Sanitäreinrichtungen zu vermeiden, ist der Einbau von Rückstausiche-
rungen im Hauskanal. Durch den Altbestand der Gebäude im Untersuchungsgebiet 
ist dieser Ausbaustandard nicht bei jedem Haushalt gegeben und war explizit im 
Fragebogen zu beantworten. Das Nachrüsten der Hauskanalisation könnte bei eini-
gen Gebäuden zu einer Verbesserung des Überflutungsschutzes führen.  

Ein wichtiger Punkt in diesem Kapitel war die Frage nach der Häufigkeit der Überflu-
tungen in den letzten fünf Jahren. Die Antworten sollen die Problematik der Über-
schwemmungen noch verdeutlichen, um gezielt einen Maßnahmenplan entwickeln 
zu können. Weiters wird noch nach der Höhe des Wasserstandes und nach dem 
Schadensausmaß gefragt. Von großem Interesse für das Projekt ist der Ort des Ein-
dringens des Wassers. Die Antworten können Aufschluss über den technischen 
Ausbaustandart des Gebäudes geben, wenn dem Besitzer selbst einige Gebäudeda-
ten unbekannt sind. Wird beispielsweise angegeben, dass das Wasser durch den 
Kellergully und Sanitäreinrichtungen eingedrungen ist, lässt dies darauf rückschlie-
ßen, dass keine oder eine defekte Rückstauklappe im Hausanschlusskanal vorhan-
den ist. Ist das Wasser hingegen durch das Garageneinfahrtstor, die Kellertür oder 
das Fenster eingedrungen, stellt sich die Problematik anders dar. Hier wäre es eher 
angebracht, für eine wasserdichte Ausführung zu sorgen oder aber man könnte sich 
mittels ausreichender Vorwarnzeit durch mobile Schutzmaßnahmen vor dem Wasser 
schützen. 

Eine andere Frage beschäftigt sich mit dem Sanierungsstand der Gebäude aufgrund 
von vergangenen Überflutungen. Die Antworten sollen das Schadensrisiko verdeutli-
chen, aber auch die Gebäudeausstattung in Bezug auf wasserdichte Ausführungen 
aufzeigen und hervorheben, inwieweit der Besitzer von sich aus bereit ist, Selbst-
schutzmaßnahmen zu treffen. In diesem Zusammenhang wurde noch nach Eigenini-
tiativen wie die Errichtung eines Erdwalls oder einer Asphalterhöhung, Abdichtung 
der Fenster, usw. gefragt, um sich vor Überschwemmungen zu schützen. Des Weite-
ren wurde auch gefragt, ob die Bereitschaft vorhanden ist, solche Maßnahmen für 
das eigene Gebäude zu setzen bzw. die nötigen Geldmittel dafür zur Verfügung zu 
stellen. 

Abschließend erfolgt eine demografische Erhebung des Befragungsgebietes bezüg-
lich des Alters, dem Geschlecht, den Bildungsstand und der Berufstätigkeit der be-
fragten Personen, um beispielsweise mögliche Rückschlüsse einzelner sozialer 
Gruppen auf den Willen Selbstschutzmaßnahmen umzusetzen, zu erhalten.  

Um eine möglichst hohe Rücklaufquote für die Fragebögen zu erhalten, wurde eine 
Bürgerveranstaltung abgehalten. Das Projekt wurde auch in einem lokalen Bezirks-
blatt vorgestellt. 

Am 9. Mai 2012 begann das Aushändigen der Fragebögen an die betroffenen Haus-
halte. Anhand des Melderegisters konnten die Bewohner den einzelnen Grund-
stücksnummern zugeordnet und ein persönlicher Fragebogen mit Name, Anschrift 
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und bearbeiteten Orthofoto (Beispiel siehe Abbildung 34) des Grundstückes angefer-
tigt werden. Die Auswertung der Antworten erfolgte anonym.  

 
Abbildung 34: Orthofoto mit Kennzeichnung des betroffenen Grundstücks  

Zum Ausfüllen der Fragebögen wurde den Teilnehmern der Studie zwei Wochen Zeit 
gegeben und nach Vereinbarung eines Abholtermins wurden diese Bögen wieder 
persönlich entgegengenommen. Die Befragung war Ende Juni abgeschlossen. War 
die Anwesenheit des wissenschaftlichen Projektmitarbeiters beim Ausfüllen des Fra-
gebogens erwünscht, um etwaige Hilfestellungen zu geben, so wurde dies bei der 
Umfrage mitberücksichtigt. Wobei die Wichtigkeit jedes ausgefüllten Formulars für 
das Endergebnis durchaus eine zumutbare Verlängerung der Ausfertigungsfrist dar-
stellte. Ist der ausgehändigte Fragebogen während der zweiwöchigen Frist verloren 
gegangen, so wurde dem Hausbewohner ein neuer zur Verfügung gestellt und dieser 
gemeinsam ausgefüllt. Für etwaige Rückmeldungen und Fragen wurde eine telefoni-
sche Hotline sowie eine Informationsplattform auf der Institutswebseite der TU Graz -
Siedlungswasserwirtschaft und des Landschaftwasserbaus (SWW) eingerichtet.  

5.3.1 Überflutungshäufigkeiten und Schadenssummen  

Insgesamt haben sich 251 der 470 Haushalte im Untersuchungsgebiet an der Um-
frage beteiligt. Dementsprechend betrug die Rücklaufquote rund 50 %. Von den zu-
rückerhaltenen Fragebögen ging hervor, dass 158 Objekte bereits mindestens ein-
mal überflutet wurden. 46 % der befragten Haushalte gaben an, im Jahr 2011 min-
destens einmal überschwemmt worden zu sein (Abbildung 36). 20 % waren im letz-
ten Jahr sogar zweimal von einer Überflutung betroffen. 

http://maps.google.at 
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Abbildung 35: Fragebogenauswertung -  

Wurde Ihr Gebäude in den letzten Jahren überschwemmt? 
 

 
Abbildung 36: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Wie oft wurde Ihr Gebäude im letzten Jahr überschwemmt? 

Aufgerechnet auf die letzten 5 Jahre wurde der Großteil der Gebäude durchschnitt-
lich zweimal überflutet (Abbildung 37). 25 der 158 Haushalte gaben an, mehr als 
fünfmal innerhalb dieser fünf Jahre überflutet worden zu sein.  
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Abbildung 37: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  
Wie oft wurde Ihr Gebäude in den letzten fünf Jahren überschwemmt? 

Im Jahr 2011 wurden starke Überschwemmungen (insgesamt 114 von den 251 
Haushalten) registriert; in den Jahren 2009 und 2010 wurden 76 bzw. 53 Haushalte 
überschwemmt (Abbildung 38).  

Abbildung 38: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  
In welchen Jahren wurde Ihr Gebäude überschwemmt (mehrere Antworten möglich)? 

Bei der letzten Überflutung betrug der Wasserstand bei der Hälfte der 158 betroffe-
nen Objekte 10 cm-50 cm, bei der anderen Hälfte weniger als 10 cm (Abbildung 39). 
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Abbildung 39: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Wie hoch war der Wasserstand im Gebäude bei der letzten Überschwemmung  
(mehrere Antworten möglich)? 

 

 
Abbildung 40: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Was wurde Beschädigt (mehrere Antworten möglich)? 

83 Objekte verzeichneten Schäden an Gebäudeteilen (Abbildung 40); in 70 Objekten 
wurden Einrichtungsgegenstände wie Möbel, Teppiche usw. beschädigt.  
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Abbildung 41: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Wie hoch war die Schadenssumme bei der letzten Überschwemmung? 

Der finanzielle Schaden, der durch die Überschwemmungen erstanden ist, betrug bei 
113 Haushalten zwischen 500 € bis 5.000 € (Abbildung 41).  

 
Abbildung 42: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Wurden die Schäden durch Ihre Versicherung bezahlt? 
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45 % der Befragten gaben an, den Schaden aus eigener Tasche bezahlt zu haben. 
Lediglich 14 % haben laut eigener Aussage den Schaden von einer Versicherung 
abgegolten bekommen (Abbildung 42). 

Lediglich bei 28 % (das sind 45 Objekte) der 158 überfluteten Objekte (Abbildung 43) 
wurden aufgrund von Überschwemmungen Sanierungen durchgeführt; hauptsächlich 
wurde der Innen- und Außenputz erneuert (bei 32 Objekten). Die Trockenlegung von 
Wänden und Fußböden erfolgte bei 26 Gebäuden und bei 20 Objekten wurden die 
Fußböden erneuert. In kleinerem Ausmaß kam es zur Erneuerung und zum Einbau 
von neuen Kellerabdichtungen, zum Austausch von Fenstern und Türen, zur Erneue-
rung von Wasser- und Elektroinstallationen, zum Austausch von Dämmungsmateria-
lien und zur Errichtung neuer Innenwände. 

In Einzelfällen wurde der Kellergully verschlossen, eine Stufe vorm Kellereingangs-
tor, ein Betonsockel für E-Geräte oder eine Drainage rund ums Haus errichtet sowie 
Rückstausicherungen eingebaut.  

 
Abbildung 43: Fragebogenauswertung 16 der 158 überfluteten Objekte –  

Wurde das Gebäude aufgrund von Überschwemmungen bereits einer  
umfangreichen Sanierung unterzogen? 

5.3.2 Hydraulische Leistungsfähigkeit des Entwässerungssystems 

Die Auswertung des Fragebogens ergab, dass nahezu mehr als die Hälfte der ver-
siegelten Flächen teilweise oder gänzlich in das öffentliche Kanalnetz entwässern 
(Abbildung 44). Dies lässt sich dahingehend erklären, dass viele der Gebäude in den 
60iger Jahren errichtet wurden. Damals gab es eine Anschlussverpflichtung zur Ein-
leitung der Regenwässer, um die Funktionsfähigkeit des damaligen Spülkanals zu 
gewährleisten.  
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Abbildung 44: Entwässerungssituation der versiegelten Flächen (ECOSTORMA, 2013) 

 
Abbildung 45: Überstaunachweis nach ÖWAV-Regelblatt 11 bei einem 3–jährlichen Modellregen 

(ECOSTORMA, 2013) 
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Um Kenntnis über die hydraulische Leistungsfähigkeit des Siedlungsgebietes zu er-
halten, wurde ein hydrodynamisches Modell mit einem 3-jährlichem Modellregen für 
die Nutzungskategorie „Wohngebiet“ nach ÖWAV-Regelblatt 11 (2009) im Zuge des 
Projektes ECOSTORMA (2013) erstellt. Hierbei wurde ersichtlich, dass nur vereinzelt 
Überstauereignisse auftreten, die sich auf eine kurzfristige Instabilität des Modells 
zurückführen lassen. Weiters wurde ersichtlich, dass die ausgetretenen Wassermen-
gen so gering sind, dass sie in der Studie vernachlässigt werden können. Daraus 
erkennt man, dass die Vorgaben des ÖWAV Regelblattes 11 (2009) eingehalten 
werden.  

Es erfolgte noch eine Auswertung eines 5-jährlichen Regenereignisses, bei dem im 
blau markierten Bereich der Abbildung 45 Überstauereignisse verzeichnet sind. 

 
Abbildung 46: Überstaunachweis nach ÖWAV-Regelblatt 11 bei einem 5–jährlichen Modellregen 

(ECOSTORMA, 2013) 

Aufgrund der geologischen Gegebenheit des überaus gut sickerfähigen Unter-
grundes, wäre es durchaus möglich, das anfallende Regenwasser auf eigenem 
Grund zu versickern. Ein Teil des Industriegebietes soll in Zukunft zu einer Wohn-
siedlung umgebaut werden, bei der das anfallende Niederschlagswasser zur Gänze 
am eigenen Grundstück versickert werden soll. Dadurch werden die Ableitungsflä-
chen aufgrund der Entsiegelung des Industriegebietes erheblich verkleinert.  

Im Projekt ECOSTORMA (2013) wurde nachgewiesen, dass eine Abkoppelung jener 
in den Kanal entwässernden Flächen zu einer deutlichen Entlastung des Kanalsys-
tems führen würde. 
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5.3.1 Baulicher Bestand der Objekte  

Das Errichtungsjahr der Gebäude erstreckt sich von 1900 bis 2008, wobei der Groß-
teil (ca. 78%) zwischen 1950 bis 1982 erbaut wurde. Um das Jahr 1960 gab es die 
größte Errichtungsphase von 50 der 251 teilgenommenen Objekte, davon waren 
60 % schon einmal von einer Überschwemmung betroffen.  

98 % der teilgenommenen Gebäude besitzen einen Keller. Eine wasserdichte Aus-
führung des Untergeschoßes konnten lediglich 33 % der Objekte aufweisen 
(Abbildung 47). 45 % der wasserdicht ausgeführten Gebäude wurden schon einmal 
überflutet. Eine mögliche Erklärung dieses Resultates könnte die in diesem Gebiet 
typische Situierung der Garage im Untergeschoß sein, da das Niederschlagswasser 
in diesem Fall über die Einfahrt ins Gebäude gelangen kann. Aber auch der fehlende 
Einbau von wasserdichten Kellerfenstern, Türen oder Rückstauklappen im Hausan-
schlusskanal, könnten einen möglichen Schwachpunkt darstellen.  

 
Abbildung 47: Fragebogenauswertung –  
Ist der Keller wasserdicht ausgeführt? 

Von den 158 überfluteten Objekten haben lediglich 23 % einen wasserdicht ausge-
führten Keller (Abbildung 48). Um der Wasserdurchlässigkeit bei einzelnen Gebäude-
teilen (auch für jene Gebäude mit wasserdichtem Keller) entgegen zu wirken, können 
sowohl bautechnische als auch mobile Schutzmaßnahmen gesetzt werden.  

Bei 39 % der Objekten treten Wasserflecken auf. Undichtheiten in der Kellerabdich-
tung haben 12 % von den wasserdicht ausgeführten Kellern. Demgegenüber weisen 
65 % der Objekte, die keinerlei Dichtung an den Kellerwänden haben und bereits 
mindestens einmal überflutet worden sind, Wasserflecken auf.  
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Abbildung 48: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Ist der Keller wasserdicht ausgeführt? 

Anhand dieses Ergebnisses kann man Maßnahmen zur nachhaltigen Verbesserung 
der Gebäudesubstanz erarbeiten, die eine wasserdichte Nachbesserung der Keller-
außenwände zum Ziel haben. 

 
Abbildung 49: Fragebogenauswertung –  

Wie wird der Keller genutzt (mehrere Antworten möglich)? 
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Ein wichtiger Indikator zur Ableitung des möglichen Schadenpotentials ist die Nut-
zung des Kellers und die Art der Heizung. In den meisten Gebäuden (223) ist die 
Heizung im Keller situiert. Nur 93 der 251 Objekte besitzen ein Heizmittellager. 88 
der 251 Gebäude haben eine Ölheizung und dementsprechend auch einen Öllager-
raum (Abbildung 50). Die übliche Heizungsart in diesem Gebiet ist jedoch die Fern-
wärme mit einem Prozentanteil von 59 % (147 Objekte). Von den 158 Gebäuden, die 
bereits mindestens einmal überschwemmt wurden, werden 61 Haushalte mit Öl be-
heizt. Bei diesen 61 Haushalten betrug der Wasserstand bei der letzten Über-
schwemmung zwischen 10 cm bis 50 cm.  

 
Abbildung 50: Fragebogenauswertung –  

Wie wird das Haus beheizt (mehrere Antworten möglich)? 

Großteils wird der Keller als allgemeiner Lagerraum, Waschküche und Hobbyraum 
genutzt (Abbildung 49). In 73 der 251 Objekte ist im Untergeschoß ein Abstellplatz 
situiert. Zum Vergleich haben 53 der 158 bereits einmal überfluteten Haushalte eine 
Garage im Keller.  

Bei der Frage nach der Art des Autoabstellplatzes auf dem Grundstück gaben 103 
Haushalte an, eine Garage im Keller zu besitzen (Abb. 41). Diese Diskrepanz zu der 
Antwort auf die Frage nach der Kellernutzung, indem nur bei 73 Gebäuden eine Ga-
rage im Keller angegeben wurde, lässt sich möglicherweise dahingehend erklären, 
dass einige Haushalte diesen Abstellplatz nicht mehr nutzen, da sich die Abmessun-
gen der Autos im Lauf der Zeit verändert haben. Andererseits wurde beim Austeilen 
der Fragebögen ersichtlich, dass bei einigen Gebäuden die Garage auf unterschied-
lichste Weise verschlossen wurde, um eine weitere Überflutung des Kellers zu ver-
meiden. Dieser Unterschied zeigt sich auch in der Antwort der 158 bereits einmal 
überfluteten Objekte, die bei dieser Frage angaben, dass 77 Haushalte einen Ab-
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stellplatz im Keller besitzen, wohingegen bei der Frage über die Kellernutzung nur 53 
Haushalte dasselbe angaben.  

 
Abbildung 51: Fragebogenauswertung –  

Welche Autoabstellplätze sind vorhanden (mehrere Antworten möglich)? 

 

 
Abbildung 52: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekt –  

Wurde eine Rückstauklappe im Hausanschluss eingebaut? 
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Von den 251 Haushalten haben 84 eine ebenerdige Garage, 73 einen Straßen-
abstellplatz und 62 überdachte Abstellplätze auf eigenem Grund. 

Ein weiteres Thema des Fragebogens setzt sich mit dem Überschwemmungsschutz 
jedes einzelnen Gebäudes auseinander. Ein Teil dieses Abschnittes befasst sich mit 
der Erhebung des Wassereintrittes ins Haus. Eine Schwachstelle, an der Wasser 
eindringen kann, ist der Anschluss des Hauskanals zum öffentlichen Kanal. Gerade 
im Untersuchungsgebiet sind die meisten Überschwemmungen auf eine Überlastung 
des Kanalnetzes zurückzuführen. Bei der Auswertung der bereits einmal überfluteten 
Objekte besitzen nur 31% eine Rückstauklappe im Hauskanal (Abbildung 52). 116 
Haushalte gaben an, dass durch den Kellergully das aufgestaute Abwasser aus der 
Kanalisation ins Gebäude eingedrungen ist. Lediglich 2% der 158 überfluteten Ge-
bäude besitzen eine Rückstausicherung in Form einer Abwasserhebeanlage, die ei-
nen wirksamen Schutz gegen eine Überflutung, ausgehend vom Kanal, darstellt.  

5.3.2 Orte des Wassereintritts 

Aus den eruierten Fakten wird ersichtlich, dass das Wasser vor allem in den Keller-
räumlichkeiten der Gebäude eintrat und – wenn hier augenscheinlich keine Verbes-
serungen hinsichtlich des Überschwemmungsschutzes sowie der Baustruktur durch-
geführt werden – auch in Zukunft weiterhin eintreten wird.  

 
Abbildung 53: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

An welchen Stellen trat Wasser ins Gebäude ein (mehrere Antworten möglich)? 
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Hauptsächlich trat das Wasser über den Kellergully, die Garagenabfahrt speziell 
durch das Garagentor (Keller) und die Kellereingangstür in das jeweilige Gebäude 
ein (Abbildung 53). 

5.3.3 Bereitschaft für Selbstschutzmaßnahmen 

66 % der betroffenen Hauseigentümer - das sind 104 Objekte - haben bereits die 
Initiative ergriffen und Selbstschutzmaßnahmen gegen eine erneute Überschwem-
mung getroffen (Abbildung 54).  

28 Befragte gaben an, Sandsäcke zum Schutz vorm Eindringen von Niederschlags-
wässern in den Keller gelagert zu haben. 21 Haushalte haben eine Asphalterhöhung 
zur Sicherung der Abfahrt zum Kellerstellplatz errichtet. Schutzmauern oder Erdwälle 
wurden lediglich von 9 Haushalten errichtet.  

Eine sehr effiziente Maßnahme zum Schutz vor Wassereintritt ins Gebäude (Ham-
burg Wasser, 2012), ist der Austausch der alten Fenster gegen neue wasserdichte 
Fensterelemente. Diese Maßnahme wurde nur von 6 bzw. 7 Haushalten durchge-
führt.  

 
Abbildung 54: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Haben Sie bereits eigene Maßnahmen gegen eine erneute Überschwemmung getroffen? 

Unter dem Punkt Sonstiges zu der Frage „Welche Maßnahmen wurden getroffen?“ 
(Abbildung 55), gaben 26 Haushalte an, eine Rückstauklappe im Hauskanal instal-
liert zu haben. Einige gaben an, den Kellergully verschlossen und die Kellertüren 
bzw. Kellerfernster abgedichtet zu haben. Andere haben eine Versickerungsanlage 
bzw. eine Drainage errichtet.  
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Abbildung 55: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Welche Maßnahmen haben Sie getroffen (mehrere Antworten möglich)? 

 

 
Abbildung 56: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Ich bin bereit Maßnahmen gegen Überschwemmungen zu installieren? 

40 % der Bewohner im Untersuchungsgebiet (Abbildung 56) von den 158 bereits 
einmal überfluteten Objekten wären bereit, selbständig Maßnahmen gegen eine er-
neute Überschwemmung umzusetzen. Andererseits gaben 42 % der Befragten keine 
Angabe zu diesem Thema an.  
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Die Bereitschaft, Schutzmaßnahmen gemeinsam mit seinen Nachbarn zu verwirkli-
chen (Abbildung 57), trifft bei den Befragten mit 30 % auf keinen sehr großen An-
klang. 33 % sprechen sich dagegen aus und 36 % enthalten sich einer Antwort.  

 
Abbildung 57: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Ich würde Maßnahmen gegen Überschwemmungen auch gemeinsam mit meinem Nachbarn umsetzen? 

 

 
Abbildung 58: Fragebogenauswertung der 158 überfluteten Objekte –  

Wie viel wären Sie bereit für solche Maßnahmen zu bezahlen? 
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Prinzipiell wären 40 % der Betroffenen bereit, bis zu 500 € bzw. 1000 € für Selbst-
schutzmaßnahmen auszugeben (Abbildung 58). Jedoch wollten 55 %, das sind 87 
der 158 bereits einmal überfluteten Haushalte, keine Angabe über einen möglichen 
Selbstkostenbeitrag machen. Dieses Ergebnis könnte daher rühren, dass bereits 
66 % der Befragten eigenständig Maßnahmen zum Überflutungsschutz ihrer Gebäu-
de getroffen haben (Abbildung 54).  

5.4 Handlungsempfehlungen 

Anhand der beantworteten Fragebögen und den daraus gewonnenen Daten zum 
Untersuchungsgebiet können nun erste Vorschläge für gezielte Hochwasserschutz-
maßnahmen erarbeitet werden.  

 

 
Abbildung 59: Objektschutzmaßnahmen zum Schutz vor Überflutungen  

(Schmitt und Worreschk, 2011) 

Aufgrund der Kellernutzung (z.B. als Waschküche, Hobbyraum, Lagerraum usw.) 
wurden durch Überflutungen Einrichtungs-, Gebrauchs- und Verbrauchsgegenstände 
am häufigsten beschädigt. Der durchschnittliche Wasserstand bei Überschwemmun-
gen im Kellerbereich betrug um die 10 cm. Die einfachste Lösung, um z.B. Gefrier-
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schränke, Waschmaschinen, usw. vor Schäden zu bewahren, besteht darin, sie auf 
einen entsprechend hohen Sockel zu stellen. Bei geringem Hochwasserstand ist das 
Aufbauen eines Schutzwalles mit Sandsäcken empfehlenswert. Eine Weiterentwick-
lung gegenüber den bewährten aber sehr schweren Sandsäcken ist das bereits er-
wähnte Hochwasserschutzsystem FLOODSTOP (siehe Kapitel 4.2.3). Bei höherem 
Wasserstand helfen jedoch nur mehr mobile Hochwasserschutzsysteme wie z.B. 
Torsysteme, Dammbalkensysteme, Einsatzstücke mit Profildichtungen oder die was-
serdichte Ausführung von Fenstern und Türen etc.. Wichtige Installationen und das 
Heizungssystem sollten in vom Hochwasser nicht mehr betroffenen Geschoßen ein-
gebaut werden. 

103 der 251 an der Befragung teilgenommenen Bürger gaben an, einen Abstellplatz 
im Keller zu besitzen, wovon bei 76 das Wasser durch die Kellerabfahrt bzw. das 
Garagentor in das Gebäude eindrang. Bei 36 bahnte sich das Wasser seinen Weg 
durch die Kellereingangstür in das Gebäudeinnere. Nach den heutigen Maßstäben 
und technischen Möglichkeiten kann man, ohne die Gebäudesubstanz verändern zu 
müssen, auf recht einfache Art und Weise Schutzvorkehrungen treffen. 

So besteht die Möglichkeit, teilmobile Schutzelemente wie Dammbalkensysteme 
oder Schotten vor Garagentoren, Eingangstüren sowie Grundstückseinfahrten zu 
montieren. Hierbei wird der Rahmen an der Gebäudeöffnung montiert und im Be-
darfsfall werden die Dammbalken darin eingehängt. Für Grundstückseinfahrten gibt 
es die Variante als drehbares Einfahrtstor. Dieses System ist besonders für ältere 
Menschen aber auch für Frauen und Kinder, für die die Balkenelemente zu schwer 
zu tragen sein können, eine geeignete Lösung, sich vor urbanen Sturzfluten zu 
schützen. Der Nachteil dieser Systeme besteht darin, dass für die Montage der Ele-
mente im Bedarfsfall jemand zuhause sein muss.  

Um das Eindringen von Wasser über Kellerfenster zu vermeiden, gibt es die Mög-
lichkeit, den Lichtschacht bis zu 30 cm über das anstehende Gelände zu führen oder 
man baut wasserdichte Kellerfenster mit oder ohne Fensterdichtklappen ein. Bei letz-
terer Variante sollte man nicht auf eine Öffnung an der Schachtsohle zur Versicke-
rung des Schachtwassers vergessen.  

Gebäudezugänge sollten leicht erhöht gegenüber dem anstehenden Gelände vorge-
sehen werden, damit bei niedrigem Hochwasserstand kein Wasser ins Gebäude ge-
langen kann.  

Laut Befragung gab es bei 116 der 158 betroffenen Objekte einen Wassereintritt 
über den Kellergully und bei 17 über die Sanitäreinrichtungen. Anhand der Auswer-
tung wurde ersichtlich, dass 61 % über keine Rückstausicherung verfügen. Daraus 
kann man schließen, dass hier gezielt anzusetzen wäre, um dieses Gefahrenpotenti-
al zu minimieren bzw. gänzlich auszuschalten und das Kellergeschoß nachträglich 
gegen Rückstau zu sichern.  

Bei den Schadensarten gaben 83 % der Befragten an, Schäden an Gebäudeteilen 
wie den Fenstern, Türen bzw. Toren, Wänden usw. verzeichnet zu haben. Diese ho-
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he Schadenszahl kann durch die Wahl der Baustoffe stark gesenkt werden. Bei der 
Frage über die Art der Sanierung aufgrund von Überschwemmungen wurde dezidiert 
angegeben, dass hauptsächlich der Innen- sowie Außenputz und die Fußbodenbelä-
ge erneuert werden mussten. 

Für die Sanierung des beschädigten Außenputzes sollten wasserbeständige Baustof-
fe, wie mineralische Putze auf Basis von Zement bzw. hydraulischen Kalk oder 
Kunstharzputze verwendet werden. Fenster und Türen sollten bei Objekten in Gebie-
ten mit Überschwemmungsgefahr nicht aus Holz, sondern aus Kunststoff- oder Ele-
menten aus Aluminium gefertigt sein. Als wasserbeständige Bodenbeläge wären z.B. 
Betonestrich oder Fliesen zu verwenden. 

Die Auswertung des Fragebogens ergab, dass nahezu mehr als die Hälfte der ver-
siegelten Flächen teilweise oder gänzlich in das öffentliche Kanalnetz entwässern. 

Die ausgezeichnete Sickerleistung des Bodens im Untersuchungsgebiet spräche für 
eine Entkoppelung der zu entwässernden bebauten Flächen vom Kanalnetz. Dahin-
gehend wären Versickerungsmaßnahmen wie Versickerungsmulden für Park- und 
Straßenflächen sowie Sickerschächte für Dachwässer empfehlenswert.  

Aus den angeführten Maßnahmen ist deutlich zu erkennen, dass jeder Einzelne 
Möglichkeiten hat, seinen Beitrag zur Unterstützung des kommunalen Hochwasser-
schutzes zu leisten. 
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6 Zusammenfassung und Ausblick 
Die Veranlassung für diese Masterarbeit ist das Forschungsprojekt „Schutz- und 
siedlungswasserwirtschaftliche Modellstudie Bründlbach – HouSui“. Die Aufgabe 
dieser Arbeit besteht darin, sich mit den Möglichkeiten für den urbanen Überflu-
tungsschutz von einzelnen Wohnhäusern zu beschäftigen und diese beispielhaft 
für das Untersuchungsgebiet Glesingerstraße auszuwerten.  

Als Ursache für die in den letzten Jahren aufgetretenen Überflutungen war einer-
seits der hochwasserführende Bründlbach verantwortlich, der in die Kanalisation 
mündet, andererseits die Versiegelung der natürlichen Versickerungsflächen, die 
eine Überlastung der Kanalisation hervorrief. 

Bei Starkniederschlägen kommt es aufgrund des hochwasserführenden Bründl-
bachs beim Einlaufbauwerk für das Bachwasser in den weiterführenden Kanal zu 
einem Rückstau sowie zu einer Überflutung der umliegenden Flächen.  

Als erste Hochwasserschutzmaßnahme erfolgte im November 2011 der Spaten-
stich für den Bau eines Regenrückhaltebeckens, um die Einleitung der Nieder-
schlagswässer in die öffentliche Mischwasserkanalisation bis zu einem 100-
jährlichen Ereignis zu verhindern. Damit ist jedoch noch kein absoluter Schutz für 
das Siedlungsgebiet gegeben, da durch die Siedlungsverbauung große natürliche 
Versickerungsflächen für die Aufnahme der Niederschlagswässer wegfallen und 
dieser Umstand bei Starkregen zu Überschwemmung aufgrund des Oberflächen-
abflusses – pluvial floodings - führen kann. 

Um eine Bestands- bzw. Ursachenanalyse durchzuführen, wurden mittels einer 
Bürgerbefragung Daten über die Entwässerungssituation der versiegelten Flä-
chen, zur technischen Ausführung der Gebäude (Abdichtung, Abstellplätze, Hei-
zung usw.), über Schutzmaßnahmen, über die Fließwege und über bereits getrof-
fene Selbstschutzmaßnahmen sowie über die auszufüllende Person selbst, erho-
ben.  

Durch die Antworten der Bewohner sollte der Fließweg des Hochwassers ersich-
tlich werden, wodurch mögliche Problempunkte erkannt wurden. Die gewonnenen 
Daten dienen in weiterer Folge zur Kalibrierung und Validierung für die modell-
technische Abbildung der Fließwege im Untersuchungsgebiet, welche im Rahmen 
der Projektstudie HouSui durchgeführt wird.  

Anhand der Auswertung wurde ersichtlich, dass in den letzten Jahren im Untersu-
chungsgebiet mehrmals Kellerräume überflutet wurden, wobei viele Bewohner 
über die daraus resultierenden Unannehmlichkeiten und materiellen Schäden 
klagten. Von den 251 Studienteilnehmern hatten 158 mit Überschwemmungen zu 
kämpfen. 

Die durchgeführte Fragebogenauswertung zeigt, dass mehr als die Hälfte der ver-
siegelten Flächen, wie Gebäude, Straßen, Zufahrten, Parkflächen usw., in den 
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Kanal entwässern. Eine Abkoppelung dieser Flächen vom Kanal würde zu einer 
Verbesserung der Situation in der Glesingerstraße beitragen.  

Dadurch wird auch der Forderung der ÖNORM EN 752 über ein integrales Kanal-
management entsprochen. Darunter versteht man die Koordination von Planung, 
Bemessung, Bau, Sanierung, Betrieb, Unterhalt sowie die Sicherstellung der Leis-
tungsfähigkeit des Systems anhand festgelegter Leistungsanforderungen.  

Laut ÖWAV-Regelblatt 11 (2009) muss in einem Wohngebiet mit einer Überflutung 
von einmal in 20 Jahren gerechnet werden. Aufgrund der Dimensionierung des 
Regenrückhaltebeckens bis zu einem 100 jährlichen Ereignis  des Bründlbaches 
wird die Forderung eines ausreichenden Überflutungsschutzes im Untersu-
chungsgebiet erfüllt. Ohne die Einleitung des Bründlbaches in den Kanal wird die 
empfohlene Überstauhäufigkeit bei einer 3-jährlichen Wiederkehrdauer gemäß 
ÖWAV-Regelblatt 11 (2009) eingehalten.  

Mittels Fragebogenaktion wurde auch erhoben, an welchen Stellen das Wasser 
ins Haus eingedrungen ist. So gaben die meisten Betroffenen an, dass das Ab-
wasser über den Kellergully ins Haus eingetreten ist. Oberflächenwässer drangen 
anhand der Garagenabfahrt über das Kellertor bzw. die Kellereingangstür ein.  

Viele der Betroffenen sind sich bewusst, dass sie selbst einiges zur Lösung bei-
tragen können, indem sie Selbstschutzmaßnahmen, wie die Errichtung einer 
Asphalterhöhung vor der Kellerabfahrt, Bereitstellung von Sandsäcken, Einbau 
einer Rückstausicherung im Hauskanal, Verschluss des Kellergullys usw. durch-
führen. Viele haben sich aber auch damit abgefunden, mit den jährlichen Über-
schwemmungen leben zu müssen und zum Schutz des Inventars wie E-Geräte, 
Werkzeug usw. Betonsockel errichtet. 40 % der bereits mindestens einmal von 
Überflutung betroffenen Bewohner (158) wären bereit, Selbstschutzmaßnahmen 
zu treffen. Viele der betroffenen Bürger sind aber auch der Meinung, dass die 
Überschwemmungen im Untersuchungsgebiet die Kommune zu verantworten und 
diese auch die nötigen Schutzvorkehrungen für die Gemeinschaft zu tätigen habe.  

Durch die Eigeninitiative der betroffenen Bürger und den gesetzten Maßnahmen 
der Kommune wird die Hochwasserschutzstrategie tatsächlich umgesetzt. Einer-
seits wird durch die Rückhaltemaßnahmen der Kommune am Bründlbach ein 
Schutz für die Bewohner geschaffen und andererseits haben mehr als die Hälfte 
der Betroffenen Eigenschutzmaßnahmen getroffen. Es ist wichtig, die Bewohner 
davon zu überzeugen, dass diese selbst ihren Teil zur Schaffung präventiver 
Schutzmaßnahmen gegen eventuelle Überschwemmung beitragen können.  

Die Fragebogenauswertung ergab, dass die Bevölkerung im betroffenen Gebiet 
der Glesingerstraße sehr wohl im Großen und Ganzen bereit ist, Vorkehrungen 
bzw. Maßnahmen zum Schutz vor Hochwasser zu setzen bzw. einige Haushalte 
haben diese Vorkehrungen bereits getroffen. 

Es ist auch anzumerken, dass die Bewohner weitgehend positiv dieser Bürgerbe-
fragung gegenüberstanden und sich sehr kooperativ zeigten. Sie waren sehr 
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interessiert daran, dass Untersuchungen, die eine Verbesserung ihrer Situation 
zum Inhalt haben, durchgeführt werden. Daraus lässt sich ableiten, dass die Bür-
ger selbst wesentlich an der Verbesserung ihres Lebensraumes teilnehmen und 
vor allem auch darüber mitentscheiden wollen. Auch sprachen sich sämtliche der 
Befragten dafür aus, über den weiteren Verlauf des Projektes informiert zu wer-
den.  

Mit diesen Auswertungen, der Bereitschaft der Kommune, vor allem aber auch der 
betroffenen Bürger und den gewonnenen Erkenntnissen über die Möglichkeiten 
der Schutzmaßnahmen in Zusammenhang mit den bereits getätigten Maßnahmen 
ist ein wichtiger Schritt gesetzt worden, um eine Lösung zum Schutz vor zukünfti-
gen Schäden, welche durch urbane Überflutungen entstehen, zu bieten.  

Schäden durch Naturgewalten werden aufgrund der Klimaveränderung und den 
damit prognostizierten, häufiger auftretenden Starkniederschlägen noch weiter 
zunehmen, wodurch eine nachhaltige urbane Hochwasserschutzplanung nur 
durch eine koordinierte und kooperative Zusammenarbeit der Raumplanung, 
Stadtentwicklung, Abwasser- und Straßenplanung sowie durch das Verständnis 
der Bürger über eine entsprechende Bauqualität und -planung erfüllt werden kann.  
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